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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Auch 2015 wird es zu einigen Jubiläen kommen, die sowohl hinsichtlich Organisation,
aber auch bezüglich historische Deutung ihre Schatten ins 2014 warfen (Schlacht am
Morgarten 1315, Eroberung des Aargaus 1415, Schlacht bei Marignano 1515, Wiener
Kongress 1815 oder Ende des Zweiten Weltkrieges 1945). Die Festivitäten für die
Jubiläen werden bisher samt und sonders von Privaten oder den Kantonen geplant und
getragen. Der Bundesrat hielt sich bisher auffällig zurück. In ihren Antworten auf
entsprechende Interpellationen, die sich nach dem Einsatz des Bundes erkundigten,
erklärte die Regierung, dass sich die Eidgenossenschaft bei Erinnerungsfeiern für
historische Ereignisse bisher immer eher zurückhaltend gezeigt habe. Der Bund könne
aber eine koordinative Tätigkeit übernehmen und unterstütze die geplanten
Ausstellungen des Landesmuseums. Seitens des Bundes seien bisher lediglich drei
Jubiläen aktiv durchgeführt worden: 1891 (600 Jahre Eidgenossenschaft), 1941 (650
Jahre Eidgenossenschaft) und 1991 (700 Jahre Eidgenossenschaft). Hingegen hatte die
Regierung noch 2013 eine Motion Markwalder (fdp, BE) zur Annahme empfohlen, die
den Bund aufforderte, den vierzigsten Jahrestag der Ratifikation der Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) gebührend zu feiern. In seiner
positiven Antwort bot der Bundesrat seine Beteiligung an verschiedenen Aktivitäten an,
bei denen die Bedeutung der EMRK bewusst gemacht werden soll, an denen aber auch
kritische Auseinandersetzungen mit der Konvention möglich sein sollen. Im Rat war die
Annahme allerdings von Schwander (svp, SZ) bekämpft worden. In eine ähnliche Kerbe
hieb das noch nicht behandelte Postulat Müller-Altermatt (cvp, SO), das einen Bericht
verlangt, mit dem die wichtigsten Ereignisse beschrieben werden sollen, die
verantwortlich sind für die Erlangung der bürgerlichen Freiheiten in der Schweiz. Für
die Willensnation Schweiz sei es zentral zu wissen, welche Grundwerte und Ereignisse
diese ausmachten. Der Bericht solle dann Grundlage bilden für Gedenkfeiern,
Kampagnen oder Schriftlichkeiten, mit denen die Kenntnisse über die Erringung der
bürgerlichen Freiheiten vertieft und die Willensnation Schweiz gestärkt werde.
Unterschiedliche Geschichtsbilder und entsprechend unterschiedliche Betonungen der
verschiedenen Jubiläen lassen sich auf der Links-Rechts-Achse verorten. Während die
rechts-konservative Seite die alten Schlachten (Morgarten, Marignano) als wegweisende
Wurzeln der heutigen Schweiz ehren will, sieht die Linke hier eher zu dekonstruierende
Mythen. Gemäss der Linken seien die Wurzeln der Schweiz vielmehr in modernen
Ereignissen zu verorten, wie etwa der Gründung des Bundesstaates 1848 oder der sich
2015 zum 70sten Mal jährenden Befreiung Europas. Bei ihrer Delegiertenversammlung
im Juni in Winterthur begann die SP ein Jubiläum für das Oltener Aktionskomitee und
den Landesstreik von 1918 zu planen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2014
MARC BÜHLMANN

Der hundertste Jahrestag des Ausbruchs des 1. Weltkriegs war für verschiedene
Akteure Anlass, die Rolle der Schweiz während dieser Zeit zu beleuchten. Die Schweiz
wurde damals vom Krieg weitgehend verschont. Dies wurde in verschiedenen
Stellungnahmen auf den entschiedenen Wehrwillen und die Abwehrfestungen, aber
auch auf die Rohstoffarmut zurückgeführt, die die Schweiz als Angriffsziel unattraktiv
machten. Geboren wurde damals die Vorstellung von der Schweiz als geeinte,
humanitäre und barmherzige Friedensinsel inmitten des barbarischen Krieges. Dieses
Bild wird von Seiten der Geschichtswissenschaft als zumindest teilweise verklärt
betrachtet. So war die Schweiz zum einen auf Rohstoffimporte angewiesen, zum
anderen riss der Krieg, bzw. vielmehr die unterschiedliche Parteinahme in den
Sprachregionen, einen Graben auf, der lange Zeit offen blieb. Diesen Graben vermochte
auch der zu einem eigentlichen Mythos gewandelte Aufruf Carl Spittelers für einen
gemeinsamen, neutralen Standpunkt nicht zu schliessen. Sympathisierte die
Deutschschweiz mehrheitlich mit Deutschland, ergriff die Westschweiz eher für
Frankreich Partei. Die Schweiz wurde so zu einem eigentlichen Propagandaschlachtfeld.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.07.2014
MARC BÜHLMANN
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2015 jährt sich die Eroberung des Kantons Aargau durch die acht Alten Orte zum
600sten Mal. Die Errichtung von Gemeinen Herrschaften im ehemaligen
habsburgischen Baden und im Freiamt gilt als wichtige und verstärkende Klammer der
Allianz der alten Eidgenossenschaft. Der Kanton plant deshalb für das Jubeljahr eine
Reihe von Festivitäten. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.08.2014
MARC BÜHLMANN

In der Stadt Baden (AG) wurde Anfang September des Friedensschlusses von 1714
gedacht. Hier wurde vor dreihundert Jahren der Spanische Erbfolgekrieg beigelegt. Die
Verhandlungen gelten als erster internationaler Friedenskongress auf Schweizer Boden
und als frühes Beispiel der „Guten Dienste“ der Schweiz. Zum Jubiläum fanden sich
neben Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf auch National- und Ständeräte aus
Kantonen der damaligen, 13 Orte umfassenden alten Eidgenossenschaft sowie
diplomatische Vertreter der europäischen Länder, die seinerzeit am Friedensprozess
beteiligt gewesen waren, ein. Während Widmer-Schlumpf die Bedeutung der Schweiz
als Vermittlerin hervorhob, betonte Jakob Kellenberger – Präsident des Internationalen
Komitees vom Roten Kreuz – die Bedeutung der EU als Friedensprojekt.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.09.2014
MARC BÜHLMANN

2015 wird es 200 Jahre her sein, seit die damaligen Grossmächte der Schweiz am
Wiener Kongress nicht nur immerwährende Neutralität zuerkannten, sondern den
Staatenbund auch um Genf, Neuenburg und Wallis erweiterten. Die drei Westschweizer
Kantone planen Festakte zu ihrem 200-Jahr-Jubiläum, wobei einzelne Jubiläumsakte
bereits 2014 Gestalt annahmen. Am 12. September des Berichtsjahres hielten die
Regierungen der drei Kantone ihre Sitzungen in Bern ab. Das Datum wurde gewählt, weil
just 200 Jahre früher die Tagsatzung entschlossen hatte, die drei unter
napoleonischem Einfluss stehenden, aber schon längere Zeit lose mit der
Eidgenossenschaft verbundenen Gebiete wie von den Grossmächten geplant
aufzunehmen, was allerdings beim Wiener Kongress bestätigt werden musste. Im
Kanton Genf hatten die Feierlichkeiten gar bereits im Dezember 2013 begonnen, als wie
jedes Jahr die Restauration, also der Abzug der französischen Truppen, gefeiert wurde.
Der Kanton Neuenburg feierte das Ereignis Mitte September mit kleineren Anlässen,
während im Kanton Wallis erst für 2015 Festivitäten geplant sind. Weniger Anlass zum
Feiern sind die Entscheide des Wiener Kongresses im Kanton Jura. 1815 wurde das
jurassische Territorium des Fürstbischofs von Basel dem Kanton Bern zugeschlagen, um
diesen für den Verlust der Untertanengebiete Aargau und Waadt zu entschädigen. Die
vor 200 Jahren in Wien gefällten Entscheide sorgten damit auch dafür, dass die Schweiz
zu einem Staat mit einer gewichtigen französischsprachigen Minderheit werden sollte. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.09.2014
MARC BÜHLMANN

Nationale Identität

Im Juni veröffentlichten die amerikanischen Behörden einen zweiten, nach dem
Unterstaatssekretär Eizenstat benannten Bericht über die Politik der Neutralen
während des 2. Weltkriegs. Im Gegensatz zu dem 1997 veröffentlichten ersten Bericht,
war nun nicht mehr die Schweiz alleinige Angeklagte. Auch den anderen Staaten
(Schweden, Portugal, Spanien, Argentinien und Türkei) wurde eine wichtige Rolle als
Handelspartner Deutschlands nachgewiesen. In seinem Vorwort gelangte Eizenstat zu
wesentlich differenzierteren Schlüssen als im ersten Bericht. So anerkannte er, dass die
Schweiz (zusammen mit Schweden) effektiv von Deutschland militärisch bedroht und
deshalb auch zu einem gewissen Mass von Kollaboration gezwungen gewesen sei. Als
Goldhandelsplatz sei sie zentral gewesen, in bezug auf die Lieferung von
kriegswichtigen Rohstoffen und Produkten wären jedoch die Beiträge der anderen
europäischen Neutralen viel gewichtiger gewesen. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.06.1998
HANS HIRTER

Die Diskussion um die Haltung der Schweiz und ihrer Wirtschaft während und
unmittelbar nach dem 2. Weltkrieg blieb auch im Berichtsjahr rege und spaltete Volk
und Generationen. In der ersten Jahreshälfte sorgten Sanktionsdrohungen aus den USA,
verbale Angriffe von Vertretern amerikanisch-jüdischer Organisationen auf die Schweiz
und auf Mitglieder des Bundesrates und sehr polemische Darstellungen von Aspekten
der schweizerischen Vergangenheit (so etwa die vom Simon Wiesenthal-Zentrum in Los
Angeles herausgegebenen „Studien“ zur Behandlung der Flüchtlinge in der Schweiz bzw.
zur angeblich dominierenden faschistischen Gesinnung der schweizerischen
Bevölkerung) weiter für Aufregung. Das Geschehen beruhigte sich merklich, nachdem
im August eine sogenannte Globallösung zwischen den beiden schweizerischen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.06.1998
HANS HIRTER
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Grossbanken und den Klägern und jüdischen Organisationen abgeschlossen wurde, in
welcher sich die Banken zur Zahlung von rund 1,3 Mia US$ verpflichteten. Exponenten
schweizerischer jüdischer Organisationen protestierten mehrmals gegen die
Diffamierungen der Schweiz und auch gegen die Boykottdrohungen US-amerikanischer
Staaten und Kommunen gegen die schweizerische Wirtschaft und mussten dafür Kritik
von Vertretern internationaler jüdischer Organisationen einstecken. 5

Anfangs Dezember fand in Washington eine internationale Konferenz über Kulturgüter
statt, welche in der Zeit des 2. Weltkriegs jüdischen Opfern geraubt und auf den
internationalen Kunstmärkten weiterverkauft worden waren (sogenannte Raubkunst).
Obwohl auch schweizerische Kunsthändler in diesen Geschäften aktiv gewesen waren,
stand vor allem Frankreich im Zentrum der Kritik und von der Schweiz war eher am
Rande die Rede. Dabei war die Tonart der Referate im Vergleich zu früheren ähnlichen
Veranstaltungen um die Goldgeschäfte sehr moderat. Nicht Forderungen in
Milliardenhöhe und Polemiken standen im Mittelpunkt, sondern Wege und Mittel zur
Auffindung von Kunstwerken und deren Restituierung. Die vom Bundesamt für Kultur in
Auftrag gegebene Studie über Raubkunst in der Schweiz wurde gegen Jahresende
präsentiert und bestätigte den bereits bekannten Sachverhalt, dass in der Zeit um den
2. Weltkrieg die Schweiz eine der Drehscheiben des Handels mit Raubkunst gewesen
war. Sie vermochte jedoch die im Frühjahr in der Presse angestellten Spekulationen,
dass sich heute mehrere Hundert Raubkunstwerke in der Schweiz befinden würden,
nicht zu erhärten. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.12.1998
HANS HIRTER

Der im Vorjahr von den Banken eingerichtete und von der übrigen Wirtschaft und der
Nationalbank mitfinanzierte Holocaust-Fonds setzte die Auszahlungen an bedürftige
Opfer des Naziterrors fort. Neben jüdischen Personen wurden auch Roma und
Homosexuelle berücksichtigt. Schwerpunktregion blieb das ehemals kommunistische
Ost- und Mitteleuropa. Nach langen, nicht von der Schweiz verursachten
Verzögerungen war im Dezember der Verteilplan für die gut 80 Mio Fr. für die rund
60 000 Holocaust-Überlebenden in Israel erstellt. Gegen Jahresende konkretisierte
sich auch die Überweisung einer ersten Tranche von 47 Mio Fr. zugunsten von in den
USA wohnenden Opfern. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.1998
HANS HIRTER

Die Krise um das Verhalten der Schweiz und speziell ihrer Banken während und nach
dem Zweiten Weltkrieg ist im Berichtsjahr weiter abgeflaut. Der im Vorjahr zwischen
internationalen jüdischen Organisationen und den beiden grössten schweizerischen
Banken abgeschlossene Vergleich, der als sogenannte Globallösung auch alle Ansprüche
gegen andere schweizerische Firmen und Institutionen umfasst (mit Ausnahme der
Versicherungen, wo analoge Verhandlungen noch laufen), wurde vor dem
federführenden New Yorker Gericht besiegelt. Im Frühjahr konnte der Bundesrat die
von ihm 1996 eingesetzte und unter der Leitung des Diplomaten Thomas Borer
stehende Task Force zur Wahrung der schweizerischen Interessen auflösen. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.04.1999
HANS HIRTER

In der SVP und anderen nationalkonservativen Kreisen regte sich einiger Widerstand
gegen die Ausleihe des Bundesbriefs von 1291 an eine drei Wochen dauernde
Ausstellung in Philadelphia (USA) über die historische Verbundenheit der USA mit der
Schweiz, welche die beiden ältesten demokratischen Republiken sind („Sister
Republics“). Der Kanton Schwyz als Eigentümer sah keinen Anlass, auf den von
mehreren SVP-Nationalräten (Brunner, SG, Mörgeli, ZH, und Föhn, SZ) geforderten
Verzicht auf die Ausleihe oder gar auf das Ansinnen eines Verkaufs des Dokuments an
eine private Stiftung einzugehen. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.03.2006
HANS HIRTER

Nachdem die Rechtsextremen vom Rütli verdrängt worden waren, suchten sie sich
andere Orte für ihre historisch untermauerten Auftritte - unter anderem auch die Feier
zur Schlacht von 1386 in Sempach (LU). Die Luzerner Behörden sahen keinen Anlass,
etwas gegen die Beteiligung der PNOS (Partei National Orientierter Schweizer) und
anderer Rechtsextremisten an der Sempacher Feier zu unternehmen. Diese hätten sich
in den Vorjahren stets anständig benommen und ihr Kranzlegungsritual mit der sich an
der faschistischen Frontenbewegung der 30er Jahre orientierenden Symbolik erst nach
der offiziellen Feier durchgeführt. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.06.2008
HANS HIRTER
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Die Vernehmlassung über den Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke
Schweiz und des Schweizer Wappens ergab einige Kritik. Einerseits wurde die
Bestimmung kontrovers beurteilt, dass bei Industrieprodukten ein Mindestanteil von
60% der Herstellungskosten in der Schweiz anfallen muss, wenn das Erzeugnis die
Bezeichnung „Swiss made“ tragen soll. Andererseits kritisierten einige Firmen und
Interessenverbände, die bisher das Schweizer Wappen (Schild mit Schweizer Kreuz)
verwendet hatten, dass sie in Zukunft nur noch die Schweizer Fahne oder das
Schweizer Kreuz auf ihren Produkten oder in ihrem Logo einsetzen dürfen. Die
Bundesverwaltung konterte dies mit dem Hinweis, dass die Verwendung des Wappens
bereits heute auf der Grundlage des Wappenschutzgesetzes von 1931 an sich nicht
erlaubt sei und das neue Gesetz in dieser Beziehung deshalb keine Verschärfung
darstelle. Im Oktober beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage. Dabei ging er auf die Vernehmlassungsergebnisse ein, indem er
beschloss, dass Firmen und andere Institutionen, welche das Schweizer Wappen seit
Jahrzehnten auf ihren Produkten oder in ihrem Logo verwendet haben, dies auch
weiterhin tun dürfen. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.10.2008
HANS HIRTER

Die Luzerner Behörden sahen vorerst noch keinen Anlass, das Konzept für die Feier der
Schlacht von Sempach zu ändern. Diese wurde auch dieses Jahr wieder von
Rechtsradikalen für einen Grossaufmarsch benutzt. Ihren rund 250 Personen standen,
von der Polizei abgetrennt, rund 100 dagegen protestierende Jungsozialisten
gegenüber. Die eigentliche Feier fand witterungsbedingt in einer Kirche und ohne die
Rechtsradikalen statt; letztere marschierten anschliessend allein zum Schlachtgelände.
Nach der Kundgebung kündigte die Luzerner Kantonsregierung die Ausarbeitung eines
neuen Konzepts für die Durchführung dieses Anlasses an. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.06.2009
HANS HIRTER

Da die Feierlichkeiten zum Gedenken an die Schlacht bei Sempach in den letzten
Jahren immer wieder durch Aufmärsche von Rechts- und teilweise auch
Linksextremisten gestört wurden, was zu immensen Sicherheitskosten geführt hatte,
beschloss die Luzerner Regierung für das 625-jährige Jubiläum von 2011 ein neues
Konzept. Anders als auf dem Rütli wurden Extremisten allerdings nicht mit einem
Zulassungssystem ferngehalten. Der Kanton Luzern richtete vielmehr ein grosses, allen
zugängliches Mittelalter-Volksfest aus, verzichtete jedoch auf den Umzug auf das
Schlachtgelände. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.07.2011
MARC BÜHLMANN

Die Nationalhymne selber feierte 2011 ihr 50-jähriges Bestehen. Das von Alberich
Zwyssig (1808-1854) komponierte Kirchenlied, das seit 1843 als „Schweizerpsalm“ an
zahlreichen eidgenössischen Festen gespielt wurde, hatte 1958 auf Vorschlag des
Bundesrates das damals als Hymne verwendete, melodisch mit der englischen
Nationalhymne identische „Rufst du, mein Vaterland“ ersetzt. Nach einer dreijährigen
Probezeit stimmte die Bevölkerung der Änderung zu, und seit dem 1. April 1961 gilt
„Trittst im Morgenrot daher“ als offizielle Schweizer Nationalhymne. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2011
MARC BÜHLMANN

Einen ungewollt heftigen Disput über die Schweizer Fahne löste Nationalratskandidat
und Secondas Plus-Mitglied Ivica Petrusic (sp, AG) aus. An einer Medienkonferenz stellte
Petrusic die Frage, ob die christliche Symbolik der Schweizerfahne noch zeitgemäss sei.
Symbole unterstünden einem Wandel und unterlägen auch einem Anpassungsdruck.
Diese Frage weckte harsche Kritik seitens der SVP, welche die Äusserung sogleich in
ihre Wahlpropaganda und die Werbung für ihre Initiative zur Begrenzung der
Zuwanderung einbaute. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.09.2011
MARC BÜHLMANN

Die Nationalhymne, die 2011 ihr 50-jähriges Bestehen gefeiert hatte und erstmals auch
im Parlament als Auftakt in eine neue Legislatur intoniert worden war, soll laut einer
Idee der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) erneuert werden. Mittels
Anpassung des Textes auf der Grundlage der Präambel der neuen Bundesverfassung
und leichten melodiösen Veränderungen soll der Hymne zu mehr Akzeptanz verholfen
werden. Die SGG kündigte – auch im Rahmen ihres 250jährigen Bestehens – einen
entsprechenden Wettbewerb an. Ähnliche Ideen waren in den letzten Jahren
gescheitert. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2012
MARC BÜHLMANN
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Obwohl der im August 2012 von der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft
(SGG) angekündigte Wettbewerb für eine neue Nationalhymne noch nicht offiziell
ausgeschrieben war, erhielt die SGG bereits zahlreiche Vorschläge. Der neue
Geschäftsführer der SGG, Lukas Niederberger, gab am ersten August des Berichtjahres
die Bedingungen für den Anfang Dezember offiziell unter dem Namen CHymne
ausgerufenen Wettbewerb bekannt: In der ersten Hälfte des Jahres 2014 dürfen
Vorschläge eingereicht werden, die sich textlich an der Präambel der Bundesverfassung
orientieren und in deren neuen Melodie die heutige Hymne noch erkennbar ist. Eine
30köpfige Jury aus Kunst- und Medienschaffenden sowie Funktionären aus Sport- und
Kulturverbänden aus allen vier Sprachregionen soll dann in der zweiten Jahreshälfte
2014 den Siegerbeitrag küren und diesen dem Bundesrat übergeben mit der Bitte,
diesen als neue Nationalhymne zu bestimmen. Die Ankündigung wurde im eher
linksstehenden britischen Guardian von zahlreichen Online-Kommentaren begleitet.
Einzelne Kommentare lieferten gleich Vorschläge, etwa „Money, money, money“ von
Abba oder „Offshore Banking Business“ von der britischen Punk-Band „The Members“.
Im Inland rief der Vorschlag der SGG wenige, dafür gespaltene Reaktionen hervor.
Während auf der einen Seite eine mögliche Reform des antiquierten Textes begrüsst
wurde, wurde von rechtskonservativer Seite Kritik am Vorhaben laut. Eine Ende
Berichtjahr eingereichte Interpellation Keller (svp, NW) will vom Bundesrat wissen, wie
dieser zu den Plänen der SGG stehe, den Schweizerpsalm abzuschaffen. Die Weltwoche
warf der SGG vor, sich mit dem Wettbewerb gegen die patriotische Funktion der Hymne
und gegen ein Bekenntnis zu einer eigenständigen Schweiz zu richten. Auch auf
kantonaler Ebene war die Nationalhymne Diskussionsgegenstand. So hiess im Kanton
Tessin das Parlament einen Minderheitenantrag der parlamentarischen
Schulkommission gut, der die Nationalhymne zum Pflichtstoff für die Primarschule
bestimmte. Die geschlossenen Lega und SVP, fast alle CVP-Räte und die Hälfte der FDP-
Kantonsparlamentarier sorgten dafür, dass die „Bionda Aurora“ künftig zum
obligatorischen Schulstoff gehört. Dies war vorher lediglich im Kanton Aargau der Fall,
wo auf Anregung der SVP im Jahr 2008 die Nationalhymne zum Pflichtstoff erklärt
worden war. 17
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Auf eine Aufwertung des im 19. Jahrhundert zum staatlichen Feiertag bestimmten Buss-
und Bettag, der jeweils am dritten Sonntag im September stattfindet, zielte ein Aufruf
der parlamentarischen Gruppe „Christ+Politik“, der von 136 National- und Ständeräten
aus dem linken bis rechten Lager unterzeichnet wurde. Der überkonfessionelle Tag solle
als Marschhalt dienen und die Bürgerinnen und Bürger wurden aufgerufen, sich für die
„Freiheit in der wir leben“ zu bedanken. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.09.2013
MARC BÜHLMANN

In der Presse wurde über das ganze Berichtjahr hinweg anhand verschiedener
Ereignisse ein möglicher Verlust des politischen und gesellschaftlichen nationalen
Zusammenhalts debattiert. Der Stadt-Land-Graben bei der Abstimmung zur
Familienpolitik Anfang März war Anlass einer grösseren Studie im Auftrag der
Sonntagszeitung, die eine Akzentuierung des Gegensatzes zwischen einer eher
linksliberalen städtischen und einer bürgerlich-konservativen Stimmbürgerschaft in den
Agglomerationen und in ländlichen Gebieten analysierte. Gemessen anhand nationaler
Abstimmungsresultate habe sich die politische Haltung der Städte seit den 1990er
Jahren stark in eine links-progressiv-liberale Richtung verschoben, während die eher
rechts-bürgerlich geprägten ländlichen Gemeinden eher konservativer (gegen Öffnung
und Modernisierung) geworden seien. In der Sommersession wurden gleich vier grosse
Geschäfte aufgrund mangelnder Mehrheiten beerdigt. Abnehmende
Kompromissbereitschaft von links und rechts wurde für das Scheitern nicht nur der IV-
Revision, sondern auch der Lex USA, der Mehrwertsteuerreform und des
Sparprogramms verantwortlich gemacht. Auch die direkte Demokratie wurde als
Ursache zunehmender Polarisierung kritisiert. Statt nach tragfähigen Lösungen zu
suchen, würden im permanenten Wettbewerb um politische Aufmerksamkeit immer
mehr Initiativen von links und rechts lanciert. 19
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Eine im Sommer 2014 von einem Künstlerduo aufgeschaltete Online-Umfrage mit dem
Namen „Point de Suisse“ ermöglichte interessante Einblicke in die Entwicklung der
Befindlichkeit der Schweiz. Die Fragen waren nämlich jenen einer an der
Landessausstellung 1964 in Lausanne stattgefundenen Befragung sehr ähnlich, die
damals für Furore gesorgt hatte, weil sie nach Kritik durch die Bundesregierung erst
nach einigen Überarbeitungen durchgeführt werden konnte. Im Juli hatten sich rund
5'000 Personen an der Internet-Umfrage beteiligt; bereits vorher war eine
repräsentative Umfrage durchgeführt worden. Diese zeigte unter anderem, dass sowohl
1964 wie auch 2014 eine Mehrheit der Befragten findet, dass kein guter Schweizer sei,
wer nicht an Abstimmungen und Wahlen teilnehme. Im Vergleich erwiesen sich die
Befragten von 2014 in verschiedenen Punkten toleranter. So wurde 1964 jemand, der
erst um neun Uhr aufsteht, als unschweizerisch betrachtet – davon kann 2014 keine
Rede mehr sein. 20
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In der Parteipolitik heftig umstritten ist die Bedeutung der Schlacht bei Marignano, die
sich 2015 zum 500sten Mal jährt. Bei der Auseinandersetzung in der Nähe des heutigen
Melegnano in Italien sollen innert weniger Stunden 10'000 eidgenössische Krieger ihr
Leben verloren haben. Obwohl geschichtswissenschaftlich bestritten, gilt die Schlacht
vor allem in nationalkonservativen Kreisen als zentraler Markstein der Schweizer
Geschichte, da dort der Grundstein gegen eine schweizerische Expansionspolitik und
für die Neutralität gelegt worden sei. Für die Linke ist Marignano einer von vielen
Kriegsmythen, die dekonstruiert werden müssen. Die Wurzeln der Schweiz sieht die
Linke eher in der Gründung des Bundesstaates. Die von alt-Bundesrat Philipp Etter
gegründete Stiftung Pro Marignano begann im Berichtsjahr mit der Planung eines
historischen Schiessens und einer Gedenkfeier beim Schlachtendenkmal in Zivido. 21
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Seit die Schweizerische Gemeinnützige Gesellschaft (SGG) 2013 ihre strengen
Nutzungsbedingungen für die von ihr verwaltete Rütli-Wiese gelockert hat, sind
Parteien und andere Organisationen berechtigt, politische Veranstaltungen bei der
Wiege der Nation abzuhalten. Dies war bis anhin strikte untersagt gewesen. Allerdings
will die SGG nach wie vor verhindern, dass der bedeutende Standort für Propaganda-
Aktivitäten, partikuläre politische Ziele oder kommerzielle Zwecke missbraucht wird.
Besuchergruppen mit mehr als 50 Personen benötigen deshalb nach wie vor eine
Bewilligung durch die SGG, und Veranstaltungen zu Themen, über die in den folgenden
drei Monaten abgestimmt wird, oder Parteiversammlungen in den sechs Monaten vor
eidgenössischen oder kantonalen Wahlen bleiben verboten. Ebenfalls untersagt bleiben
sollen Anlässe, die sich gegen bestimmte Gruppen richten, die gesellschaftlich-
kulturelle Vielfalt nicht akzeptieren oder thematisch polarisieren. Die SGG hatte das
vorher geltende Parteiverbot seit dem Zweiten Weltkrieg konsequent durchgesetzt. Für
Probleme hatte über längere Zeit die rechtsextreme Szene gesorgt, die das Rütli immer
wieder für Propaganda-Zwecke missbraucht hatte. Wirbel hatten im Mai 2011 zudem ein
unbewilligter Anlass der SVP auf dem Rütli sowie das kurz darauf erteilte Verbot an
verschiedene Innerschweizer CVP-Kantonalparteien verursacht, die Wiese für eine
Rede von Bundesrätin Doris Leuthard zur Verfügung zu stellen. Es waren just diese zwei
Parteien, die beim Bundesrat Druck für eine Öffnung des Rütlis für politische
Organisationen machten. Zwar wurde eine Motion der SVP in den Räten nicht
behandelt, ein Postulat Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) brachte die Regierung und die
SGG aber an einen gemeinsamen Tisch, worauf die Rütli-Verwalterin schliesslich
einlenkte. Glanzmann-Hunkeler zeigte sich froh ob dem neuen Reglement. Weniger
zufrieden war die SVP, die – wie in einer im März 2014 eingereichten Interpellation von
Peter Keller (svp, NW) angedeutet – befürchtete, zur auf der Wiege der Nation
unerwünschten Partei erklärt zu werden, da sie als Partei notwendigerweise
polarisierende Themen anpacke. Ob der Antwort des Bundesrates, er vertraue als
Oberaufsicht über die SGG, dass die Gesellschaft die Benutzerordnung mit dem
notwendigen Augenmass anwenden werde, zeigte sich der Interpellent nicht befriedigt.
Im November 2014 ärgerte sich alt-Bundesrat Christoph Blocher in der Sonntagspresse
über den durch die SGG verhängten „Maulkorb für Politiker“. 22
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Auch 2014 war die direkte Demokratie Auslöserin für Gedanken und Polemik zur
nationalen Kohäsion. Allen voran das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative sorgte für
zahlreiche Reaktionen. So wurde etwa der sich bei der Abstimmung zeigende
Sprachgraben kurz nach dem Urnengang vom ehemaligen SVP-Bundesrat Christoph
Blocher mit einem „schwächeren Bewusstsein der Welschen für die Schweiz“ erklärt.
Diese in einem Interview mit der BaZ gemachte Aussage sorgte auf beiden Seiten der
Saane für teilweise harsche Reaktionen. Künstlerisch wurde die Aussage vom Maison du
dessin de presse in Morge verarbeitet, wo eine Ausstellung mit dem Titel „Les Romands
sont-ils Suisses?“ mit verschiedenen Karikaturen zum Thema stattfand. Blocher hatte
bereits Anfang Januar – wie bereits vor der EWR-Abstimmung 1992 – Niklaus von Flüe
bemüht, der gemahnt haben soll, den Zaun nicht zu weit zu machen. Die sich auf der
Verliererseite breit machende Konsternation verschaffte sich in einigen
Unmutsbekundungen Luft. So demonstrierten Anfang März auf Aufruf eines Bündnisses
von verschiedenen Parteien, Gewerkschaften und Ausländerorganisationen rund 12'000
Personen auf dem Bundesplatz für eine offene und solidarische Schweiz. Mehrere
Organisationen – ähnlich wie noch 1992 nach dem EWR-Nein – wurden ins Leben
gerufen, so etwa die Aktion Libero, die sich unter anderem für den Erhalt der
bilateralen Verträge einsetzen will. Mitte Oktober riefen über 100 Persönlichkeiten,
darunter etwa auch die alt-Bundesräte Pascal Couchepin (fdp, VS) und Micheline
Calmy-Rey (sp, GE) zu einem Überdenken der negativen Einstellung zur europäischen
Integration der Schweiz auf. Die Weltoffenheit der Schweiz und die guten
wirtschaftlichen Beziehungen zur EU waren zudem häufiger Gegenstand der
behördlichen 1.-August-Reden. Ausnahme bildete Bundesrat Maurer, der Carl Spittelers
„Standpunkt“ als Appell für die Eigenständigkeit und Neutralität der Schweiz zitierte.
Beklagt wurde im Berichtjahr auch hie und da ein Wandel von der Konkordanz zur
„Diskordanz“: Die noch 2011 mit der Stärkung der „neuen“ Mitte einhergehende
Hoffnung auf ein Ende der Polarisierung habe sich zerschlagen, die Regierungsparteien
seien nicht mehr an Kompromissen interessiert und die Stimmbevölkerung – aufgehetzt
von Brandstiftern – habe auf Fundamentalopposition geschaltet. Die Schweizer Politik
müsse wieder zu mehr Verständigung zurückkehren. Bei einer im August
veröffentlichten GfS-Umfrage bei rund 1000 Befragten unterstützten 75% die
Forderung nach mehr Kompromissbereitschaft, um das politische System zu stärken
und zu deblockieren. Für Diskussionen sorgten die Vorwürfe der Parteipräsidenten der
SP und der BDP: Martin Landolt (bdp, GL) wie auch Christian Levrat (sp, FR) warfen der
SVP „faschistoide Tendenzen“ vor. Levrat begründete dies damit, dass die Volkspartei
die Institutionen verleumde, Völker- und Menschenrechte angreife und das Asylrecht
abschaffen wolle. Auch der Parteipräsident der BDP, Martin Landolt, attackierte die SVP
und warf ihr eine die menschliche Würde missachtende und heuchlerische Politik vor.
Er frage sich, bis zu welchem Punkt eine Politik „noch brauner werden“ müsse, „bis alle
merken, dass sie stinkt“. Die als „provozierender Elektroschock“ (Levrat) gedachten
Vorwürfe stiessen auch bei Rechtsextremismus-Experten auf Kritik. Während CVP-
Präsident Darbellay eine gewisse Radikalisierung der SVP nicht abstreiten, dafür aber
keine Vergleiche mit dem Faschismus anstellen wollte, kritisierte der Parteipräsident
der FDP, Philipp Müller (AG), die Debatte als „daneben“. Nicht zu den Vorwürfen
äussern wollte sich SVP-Parteipräsident Toni Brunner (SG). In den Medien wurden die
Vorwürfe unterschiedlich kommentiert. Während die NZZ etwa darauf hinwies, dass die
politischen Debatten in der Regel sachlich blieben, wurden die Parteichefs im Blick als
Politclowns betitelt. Die Ablehnung der teilweise als Schicksalsabstimmungen
bezeichneten drei Initiativen, die im November zur Abstimmung gelangten – Ecopop-
Initiative, Abschaffung der Pauschalbesteuerung und Goldinitiative – schien zumindest
vorübergehend die Diskussionen um den nationalen Zusammenhalt etwas zu
beruhigen. 23
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Die 2013 im Fernsehen SRF ausgestrahlte Themenreihe zur Geschichte der Schweiz
hatte nicht nur für einige Kontroversen gesorgt, sondern auch eine Beschwerde nach
sich gezogen, die mt einem Entscheid vom 20. Juni 2014 von der Unabhängigen
Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) abgewiesen wurde. Die Kritik, es
seien lediglich männliche Persönlichkeiten dokumentiert, ein veraltetes Geschichtsbild
vermittelt und Gewalt verherrlicht worden, wurde von der UBI mit dem Hinweis
zurückgewiesen, dass es sachliche Gründe für die untergeordnete Position der Frauen
in der Schweizer Geschichte gebe und dass die Gewalt keinem Selbstzweck gedient
habe. Für die Frage nach der Art der Geschichtsvermittlung sah sich die UBI mit Blick
auf die Programmautonomie von SRF nicht zuständig. Die 2014 ausgestrahlte
siebenteilige Histotainment-Serie „Anno 1914“ konnte nicht mehr an den Erfolg von
2013 anknüpfen. 24
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Die von Credit Suisse im Rahmen des Sorgenbarometers in Auftrag gegebene Umfrage
zum Thema Nationalstolz zeigte, dass von den rund 1'000 Befragten insgesamt 90%
sehr stolz oder eher stolz (je 45%) sind auf die Schweiz. Stolz ist man insbesondere auf
die Neutralität (96% der Befragten), auf die Unabhängigkeit der Schweiz (96%), die
Volksrechte (92%) und das Zusammenleben der Sprachregionen (91%). Internationale
Befragungen zeigen, dass die Schweizer Bevölkerung im Vergleich mit anderen Ländern
eher wenig Nationalstolz aufweist. 25
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Ein Bestandteil der zeitweise ideologisch aufgeladenen Geschichtsdebatte im Jahr der
Staatsjubiläen war die Diskussion um die Geburtsstunde der Schweizer Neutralität. Hob
die nationalkonservative Rechte auf der einen Seite diesbezüglich die Bedeutung der
Schlacht von Marignano 1315 hervor, zeichneten auf der anderen Seite vor allem
Historikerinnen und Historiker ein differenzierteres Bild: Eine an singulären Ereignissen
festgemachte Geburtsstunde der Schweizer Neutralität sei historisch schwer zu
begründen. 
An einem Historikerkongress an der Universität Lausanne Anfang Juni wurde der Wiener
Kongress 1815 als wichtige und gut dokumentierte Etappe in der Entwicklung der
Neutralität der Schweiz diskutiert. Betont wurde hier, dass die von den Siegern über
Napoleon ausgesprochene, völkerrechtliche Anerkennung der Schweizer Neutralität
eher oktroyiert als errungen worden war. Hervorgehoben wurden freilich die
Leistungen des Genfer Unterhändlers Charles Pictet de Rochemont, der den damals
ziemlich ramponierten Ruf der Eidgenossenschaft auch dank guten Beziehungen und
diplomatischem Geschick vergessen machen konnte. Einig waren sich die meisten
Historiker und Historikerinnen freilich auch darüber, dass die Idee der Neutralität
schon vorher bestanden hatte, dass sie sich aber vor allem nach dem Wiener Kongress
überaus rasch ins kollektive Schweizer Bewusstsein brannte – damals allerdings eher
von den Liberalen als von den Konservativen hochgehalten wurde. 
Im Gegensatz zu den Schlachtenjubiläen (Morgarten und Marignano) wurde dem Wiener
Kongress weniger Aufmerksamkeit zu teil. Bereits 2014 hatte sich der Bundesrat explizit
für Zurückhaltung des Bundes bei historischen Erinnerungsfeiern ausgesprochen.
Interessierte konnten sich immerhin im Musée national suisse in Prangins über die
Neugestaltung der Schweiz von Napoleon bis zum Wiener Kongress – so der Titel der
Ausstellung – über den historischen Kontext informieren. 
Neben dem im Rahmen dieser Ausstellung stattfindenden, erwähnten
Historikerkongress fand ein vom Regierungsrat des Kantons Zürich organisierter Festakt
zum Jubiläum von 1815 mediale Aufmerksamkeit. Mit ein Grund dafür war, dass der
ehemalige Bundesrat Moritz Leuenberger (sp) eine Festrede hielt. In seinem im Tages-
Anzeiger abgedruckten Vortrag betonte der ehemalige Magistrat, dass die Schweiz wie
jedes andere Land weder autonom noch autark handeln könne, sondern grosse
politische Probleme nur global gelöst werden könnten. Vor 200 Jahren sei eine Schweiz
als Resultat verschiedenster Interessen innerhalb und ausserhalb der
Eidgenossenschaft entstanden und es gelte heute, die inneren Interessen so ins
Gleichgewicht zu bringen, dass die Schweiz auch eine globale Verantwortung
übernehmen könne. Die Rede provozierte einige, teilweise hämische Kommentare in
der Weltwoche. 26
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Die Schlacht am Morgarten hat in der Entstehungsgeschichte der Eidgenossenschaft
einen prominenten Stellenwert, obwohl über das Ereignis historisch kaum etwas
überliefert ist. Im Rahmen des 700-Jahr-Jubiläums hatten die Kantone Schwyz und Zug
den Stand des historischen Wissens in verschiedenen Ausstellungen und auf einer
eigens dafür erstellten Jubiläums-Webseite (www.morgarten2015.ch) aufbereitet. Ein
gut sichtbares Ziel war dabei, die Erinnerung nicht ideologisch aufzuladen. Für einigen
Wirbel sorgten archäologische Funde im Gebiet rund um das vermutete Schlachtfeld.
Silbermünzen und Waffenteile, die aus dem Ende des 13. Jahrhunderts stammen,
wurden als Belege gefeiert, dass die Schlacht tatsächlich stattgefunden hatte. Historiker
mahnten hier allerdings zu Zurückhaltung. 
Der offizielle Festakt, zu dem rund 900 Gäste aus Politik, Wirtschaft und Armee geladen
waren, fand am 21. Juni 2015 statt. Die Festredner betonten, dass sich die 700 Jahre
zurückliegenden kriegerischen Ereignisse rund um den Ägerisee zwar nicht
rekonstruieren liessen, dennoch habe die erste Freiheitsschlacht der
Eidgenossenschaft wichtige identitätsstiftende Wirkung. Der Zuger Regierungsrat Heinz
Tännler (ZG, svp) sprach von einem am Morgarten begründeten Bewusstsein, dass die
Schweiz eine Antithese zur globalisierten Welt darstelle. Bundesrat Ueli Maurer stiess
ins gleiche Horn und kritisierte all jene Historiker, welche die für die Entwicklung der
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Eidgenossenschaft bedeutenden Ereignisse entmystifizieren wollten. Die
geschichtswissenschaftliche Kritik an der Schweizer Geschichte sei überwiegend
politisch. Morgarten sei vielmehr als Beginn der dauernden Verteidigung der eigenen
Freiheit zu verstehen. Er hoffe, dass dieser Mut zur Eigenständigkeit dauerhaft bleibe. 
Ein Mittelalterfest in Zug Ende September, ein Freilichtspektakel beim
Schlachtendenkmal während des Sommers sowie das traditionelle Morgartenschiessen
mit dem Gedenkanlass Mitte November machten das Jubiläumsjahr in der Innerschweiz
zu einem vielfältigen Anlass. 27

Um ein Aufeinandertreffen von rechts- und linksextremen Organisationen zu
verhindern, untersagte die Luzerner Polizei den sogenannten Gedenkmarsch auf das
Schlachtfeld bei Sempach, der alljährlich von Rechtsextremen begangen wird. Weil
gleichzeitig eine Bewilligung der Gruppe Antifaschistische Aktion Zentralschweiz für
eine Gegendemonstration auf dem Schlachtfeld eingereicht wurde, befürchtete die
Polizei eine erhebliche Gefahr. Auch die Gegendemonstration wurde deshalb nicht
bewilligt. Nachdem die Polizei am Samstagabend das Gelände verlassen hatte, fanden
sich trotz Verbot rund 60 Rechtsextreme ein und legten einen Kranz nieder. 28
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2015 wurden auf dem Rütli einige Neuerungen umgesetzt. Das Restaurant wurde von
einem neuen Pächter übernommen und die Schweizerische Gemeinnützige
Gesellschaft (SGG) plante, den Besuchern des historischen Ortes mit jährlichen
Ausstellungen mehr zu bieten. Die erste Ausstellung war dem Thema Identität und
Rassismus gewidmet und startete im Juni. 
Freilich war die Wiese auch 2015 Ort politischer Debatten. Ende Juli führte die
Schweizerische Offiziersgesellschaft eine Gedenkfeier zum 75-Jahr-Jubiläum des so
genannten Rütlirapports durch. Am 25. Juli 1940 hatte General Guisan den Wehrwillen
der Schweiz beschwört und gleichzeitig seine Reduit-Idee öffentlich bekannt gegeben.
Die geladenen Redner waren sichtlich bemüht, den Reduit-Gedanken nicht
wiederzubeleben. Bundesrat Ueli Maurer plädierte allerdings mit Bezug auf Gusians
Rede für einen stärkeren Glauben an die Armee und eine höhere Bereitschaft, die
Freiheit und Unabhängigkeit der Schweiz zu verteidigen. Dafür seien allerdings auch die
nötigen finanziellen Mittel für die Armee zu sprechen. 
Bei der traditionellen 1.-August-Feier, die unter dem Motto "Gastfreundschaft" stand,
trat Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga als Festrednerin auf. Ihre Rede setzte
sozusagen den Kontrapunkt, indem sie nicht eine Konzentration auf die Innenpolitik,
sondern eine lösungsorientierte Auseinandersetzung mit der EU forderte. 
Der in der Presse von Peter Keller (svp, NW) angekündigte Vorstoss mit dem Ziel, die
"linksfreisinnige" SGG vom Rütli-Mandat zu entbinden, blieb bis anhin Makulatur. 29
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Im Wahljahr stiessen die 1.-August-Ansprachen von Bundesräten und
Parteipräsidenten auf grössere mediale Resonanz. Dabei schlugen die Vertreter der
Parteien lautere Töne an und richteten ihre Festreden thematisch anders aus als die
Regierungsmitglieder. So warnte etwa SVP-Parteipräsident Toni Brunner vor der
Zuwanderung, die noch immer nicht gestoppt worden sei. SP-Präsident Christian Levrat
warf der SVP Polemik und Niveaulosigkeit vor und rief dazu auf, Menschen in Not
aufzunehmen. Christophe Darbellay - Präsident der CVP - warnte vor "Brandstiftern",
die Panik schürten, obwohl die Integration von Einwanderinnen und Einwandern trotz
einigen Problemen gut funktioniere. Auch BDP-Präsident Martin Landolt sprach sich für
eine Aufnahme von Zuflucht suchenden Menschen aus. Das seien nicht einfach
Wirtschaftsflüchtlinge, sondern Menschen, die per Geburt weniger privilegiert seien als
Schweizerinnen und Schweizer. 
Die Bundesrätinnen und Bundesräte betonten derweil eher die Europapolitik. In ihrer
Radioansprache und ihrer Festrede auf dem Rütli betonte Bundespräsidentin
Simonetta Sommaruga, dass die anstehenden Weichenstellungen mit Europa nur mit
einer lösungsorientierten politischen Kultur bewältigt werden könnten. Auch Eveline
Widmer-Schlumpf betonte bei ihrer Festrede in Titterten (BL), dass schrille Töne in der
Politik nicht zu Lösungen führten. Leider werde die Kultur des Ausgleichs von einigen
immer stärker aufs Spiel gesetzt. Die wirtschaftliche Bedeutung der Zusammenarbeit
mit der EU wurde von Doris Leuthard in Ottenbach (ZH) und Zurzach (AG) betont. Als
einzige Magistratin sprach sie auch die Flüchtlingspolitik an: Die Schweiz könne im
Bewusstsein ihrer humanitären Tradition mehr tun als andere Länder. Die Wirtschaft
war Thema von Johann Schneider-Ammanns Rede. Auch der Wirtschaftsminister, der
ebenfalls im Kanton Basel-Landschaft, in Allschwil und in Windisch (AG), auftrat,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2015
MARC BÜHLMANN

01.01.98 - 01.01.18 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



betonte dabei die Bedeutung der Zusammenarbeit mit Europa. Einer Stärkung des
inneren Zusammenhaltes redeten Didier Burkhalter (in Zürich und in Sumiswald, BE)
und Alain Berset (in Lindau, ZH) das Wort - Berset war der einzige Regierungsvertreter,
der zudem auch noch eine Ansprache in der Romandie hielt (in Sierre, VS): Die
Masseneinwanderungsinitiative scheine die Schweiz gespalten zu haben; trotz
wachsender kultureller Vielfalt müsse die Gesellschaft aber zusammengehalten werden.
Einzig Ueli Maurer warnte in Grosswangen (LU) und Nottwil (LU) vor einem engeren
Anschluss an die EU und lobte auch bezugnehmend auf die Geschichte der
Eidgenossenschaft den bewährten Weg der Unabhängigkeit. 30

Das crossmediale von Com&Com durchgeführte Kunstprojekt "Point de Suisse" erstellte
wie bereits 2014 auch 2015 eine Umfrage, bei der rund 1000 Personen provokative
Fragen zu Heimat, Arbeit, Politik, Migration, Kultur, Werten und Zukunft beantworteten.
Ein Bestreben der von Künstlern und Wissenschaftern verfassten Umfrage war, quer zu
herkömmlichen (politischen) Umfragen zu stehen. Keine Firma oder Partei und auch
kein Verband oder der Bund, sondern Künstler erstellten die Fragen zur Befindlichkeit
der Schweiz in Zusammenarbeit mit Soziologen und Kulturwissenschaftern der
Universität Basel. Die Antworten auf Fragen zu Wunschvorstellungen seien
authentischer als herkömmliche technokratische Fragen, die an Vorstellungen von
Machbarkeit geknüpft seien – so die Studienleiter. Befragt wurden deshalb auch nicht
nur Schweizer Bürgerinnen und Bürger, sondern auch in der Schweiz lebende
Zugewanderte (rund 26%). Nachdem die repräsentative Umfrage beendet war, konnten
sich Interessierte auch an einer Online-Umfrage mit den gleichen Fragen beteiligen. 
In der Sonntagspresse wurden einige Resultate der (repräsentativen) Befragung auch im
Hinblick auf die Wahlen kommentiert. So zeigte sich etwa, dass 86% der Befragten,
einen EU-Beitritt ablehnten oder dass 45% der Befragten sich für eine vorläufige
Schliessung der Grenzen gegen zu viele Flüchtlinge aussprachen. Die Antworten waren
allerdings auch teilweise widersprüchlich, fanden doch auch 63% der Antwortenden,
dass Einwandernde zum Wohlstand der Schweiz beitragen. Mehr als zwei Drittel gaben
zudem zu Protokoll, dass die Schweizer Fussballnationalmannschaft ohne Migranten
chancenlos sei. Rund 75% der Befragten glauben, dass die Umstellung auf saubere
Energie innerhalb von 20 Jahren möglich sei, die technischen Entwicklungen bereiten
aber mehr als vier Fünftel der Befragten Sorgen. Zudem zeigte sich in den Antworten
auch eine gewisse Selbstzufriedenheit. Die wenigsten würden abgefragte
Errungenschaften aus anderen Ländern übernehmen. Lediglich der zweijährige
Elternurlaub, wie er in Österreich praktiziert wird, würde eine Mehrheit von 58%
finden. Auch für eine Frauenquote im öffentlichen Dienst (50,4%) und für eine
35‐Stunden Woche (48,3%) konnte sich knapp die Hälfte der Befragte erwärmen. Die
Resultate wurden an verschiedenen Anlässen diskutiert, im Museum für Geschichte in
Basel aufbereitet und ausgestellt und Ende 2015 in einem Buch präsentiert, das Texte
von Wissenschaftern und Künstlern vereinigte. 
Einer der Autoren ist Lukas Bärfuss, der eine Woche vor den Wahlen die sich auch in
der Umfrage zeigende Selbstzufriedenheit geisselte. Er kritisierte nicht nur, dass im
Wahlkampf wichtige Probleme – insbesondere die Beziehung zu Europa –
totgeschwiegen würden oder dass die Presse – allen voran die BaZ, die Weltwoche, aber
auch die NZZ – einen Rechtsrutsch vollzögen, sondern bezeichnete die Schweiz als Volk
von Zwergen, das erstaunt sei, dass das Ausland es auch als Zwerg behandle.
Fremdbestimmung finde dann statt, wenn man sich zurückziehe, statt sich
einzumischen. Das in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung abgedruckte Essay warf hohe
Wellen. Bärfuss wurde als Nestbeschmutzer, als limitiert in seinen literarischen
Möglichkeiten oder als paranoid und realitätsfremd bezeichnet. Allerdings wurde –
auch mit Verweis auf Friedrich Dürrenmatt und Max Frisch – darauf hingewiesen, dass
die mittlerweile häufig nur noch sehr leise Einmischung von Intellektuellen stets starke
Reaktionen hervorgerufen habe. 31
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Ende März präsentierte die 30-köpfige Jury die sechs besten Beiträge des von der
Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) ausgeschriebenen Wettbewerbs
um eine neue Nationalhymne. Diese sechs aus rund 200 Vorschlägen ausgewählten
Beiträge wurden auf Kosten der SGG vom Schweizer Jugendchor in allen drei
Landessprachen interpretiert. Die ursprünglich budgetierten Kosten von CHF 350'000
wurden laut SGG in der Zwischenzeit auf rund eine halbe Million erhöht. Wie von der
SGG verlangt, lehnten sich alle sechs Vorschläge hinsichtlich ihres Textes der Präambel
der Bundesverfassung an. Drei orientierten sich zudem an der bisherigen Melodie. 
Allerdings wehte der Idee einer neuen Hymne nach wie vor ein sehr eisiger Wind
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entgegen. Nicht nur in der politischen Debatte wurde die Idee teilweise harsch
kritisiert, sondern auch in der Presse wurde an den Vorschlägen kaum ein gutes Haar
gelassen. "Platter Textgehalt", "unsingbar" oder "verunglückter
Modernisierungsversuch" waren etwa Urteile über die sechs ausgewählten Beiträge.
Anderer Meinung war Lukas Niederberger, der Geschäftsleiter der SGG. Viele
Schweizerinnen und Schweizer könnten sich mit dem bestehenden, altmodischen und
sperrigen Text nicht identifizieren. Gefragt sei deshalb die Vermittlung eines frischeren
Schweizer Staatsgefühls. 
Bis zum 15. Mai konnten die sechs Vorschläge online bewertet werden. Die drei
Vorschläge mit den meisten Online-Stimmen gelangten sodann in eine zweite Runde.
Anfang Juni bis Anfang September wurden die verbleibenden drei Vorschläge erneut
online bewertet und in der Fernsehsendung "Potzmusig" am 12. September dem
Fernsehpublikum vorgestellt. Der Beitrag von Werner Widmer erhielt dann aus dem
zweiten Online-Voting sowie den SMS und Telefon-Stimmen während der
Fernsehsendung die meisten Stimmen und wurde zum Siegerbeitrag gekürt. Widmer
hatte die Melodie unverändert übernommen und legte lediglich einen neuen Text in
einer einzigen Strophe vor ("Weisses Kreuz auf rotem Grund, unser Zeichen für den
Bund: Freiheit, Unabhängigkeit, Frieden. Offen für die Welt, in der wir leben, woll’n wir
nach Gerechtigkeit streben. Frei, wer seine Freiheit nützt, stark ein Volk, das Schwache
stützt. Weisses Kreuz auf rotem Grund, singen wir gemeinsam aus einem Mund" /
"Hissé là-haut dans le vent, notre drapeau  rouge  et  blanc  nous  appelle  à  l’unité,  à
la  paix.  Soyons forts  et  solidaires,  que  la  liberté nous éclaire. Ouverts et
indépendants, pour le bien de nos enfants, devant le drapeau d’antan, renouvelons nos
engagements"). Der Umstand, dass letztlich die alte Melodie obsiegte, zeige, wie stark
die Hymne in der Bevölkerung verankert sei – so die Meinung in den Kommentarspalten.

Bevor der Vorschlag den Bundesbehörden unterbreitet wird, will ihn die SGG bei der
Bevölkerung populär machen. Dies könne ein bis zwei Jahre dauern – so Lukas
Niederberger. Dabei könne man sich auch vorstellen, die neue Hymne als Petition
einzureichen – ein Vorschlag, den Konrad Graber (cvp, LU) im Rahmen einer
Interpellation vorbrachte. Allerdings wäre damit die Hürde für eine Umsetzung der
neuen Hymne ungleich höher, als wenn sie direkt als Vorstoss oder als
Bundesratsanliegen dem Parlament unterbreitet würde. 32

Zu reden gab 2015 die Schlacht bei Marignano, bei der vor 500 Jahren die Eidgenossen
eine empfindliche Niederlage gegen das Heer des französischen Königs François I.
erleben mussten. Die politische Debatte pendelte zwischen zwei Polen: Auf der einen
Seite wird Marignano als Geburtsstätte der Schweizer Neutralität interpretiert. Diese
Betrachtung fusst auf Paul Schweizers 1895 erschienenen "Geschichte der
schweizerischen Neutralität", wurde und wird verschiedentlich politisch verwendet
(z.B. in der Bundesfeier-Rede von Marcel Pilet-Golaz am 1. August 1940 oder in einer
Ansprache von Ueli Maurer im Januar 2007) und war lange Gegenstand der schulischen
Geschichtsausbildung. Diese Interpretation wird auf der anderen Seite als Konstruktion
betrachtet, mit dem Hinweis, dass die frühneuzeitliche Schlacht nicht als
Ausgangspunkt einer Linie hin zur modernen Neutralität gelten kann. Während vor allem
Exponenten der SVP auf erstere Interpretation pochten und damit durchaus auch
Wahlkampf betrieben und ihre Position gegen den Einfluss fremder Mächte stärken
wollten, führten Historiker die Kritik fort, wie sie bereits in den 1970er Jahren vom
Zürcher Geschichtswissenschaftler Emil Usteri begründet wurde. 
Eine Episode in dieser vor allem von Parteipolitikern, Feuilletonisten, Historikern und
Kulturschaffenden geführten Auseinandersetzung stellte der anlässlich des Jubiläums
abgestattete Besuch von Bundesrätin Simonetta Sommaruga in der Gemeinde San
Giuliano, auf deren Gebiet die Schlacht stattgefunden hat, dar. Der Bürgermeister des
italienischen Städtchens bezeichnete in seiner Rede die Schlacht als Beginn der
Schweizer Neutralität und wurde von Bundesrätin Sommaruga prompt korrigiert. Die
Erinnerung an Marignano könne aber sehr wohl eine Diskussion über die
Neutralitätspolitik der Schweiz im 21. Jahrhundert anstossen. 
Im Vorfeld der Festivitäten hatte ein Artikel von Ulrich Schlüer in seiner "Schweizerzeit"
für Wirbel gesorgt, behauptete dieser doch, nicht Simonetta Sommaruga, sondern Ueli
Maurer sei eigentlich ursprünglich für die Rede in San Giuliano vorgesehen gewesen.
Die Ansichten des SVP-Magistraten seien dem Gesamtbundesrat allerdings nicht
genehm gewesen und deshalb habe man Maurer einen Maulkorb verpasst – eine
Behauptung, die von offizieller Seite freilich dementiert wurde: Das Kollegium
beschliesse gemeinsam darüber, wer an einem Festakt auftrete. 
Mit moderner Museumspädagogik widmete sich das Landesmuseum dem Ereignis. Die
Ausstellung "Marignano 1515" öffnete Ende März 2015 ihre Tore und lockte bis Mitte Juli

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

01.01.98 - 01.01.18 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



mehr als 200'000 Besucherinnen und Besucher an. Die Ausstellung konzentrierte sich
auf die historischen Zusammenhänge im 16. Jahrhundert und strich dabei die
Geschichte des Söldnerwesens zwischen der Formierung der ersten Schweizergarde am
französischen Hof (1497) bis hin zur Soldallianz mit Frankreich (1521) heraus, die für die
historische Entstehung der Eidgenossenschaft eine wichtige Rolle spielte.  
Kaum debattiert wurde das Ereignis in der Romandie. Hauptgrund dürfte sein, dass es
1515 noch gar keine Westschweiz gab; eine "französische Schweiz" kann erst mit der
Helvetischen Republik ausgemacht werden, wobei damals Genf, das Wallis und
Neuenburg allerdings noch fehlten. Der teilweise hitzigen Auseinandersetzung zwischen
der nationalkonservativen Rechten und einigen Historikern über die Bedeutung
historischer Ereignisse für die Entstehung der modernen Schweiz könnte die
Westschweizer Gelassenheit freilich nur gut tun. 
Als Indiz dafür, dass die vor allem als politischer und wissenschaftlicher Diskurs
geführte Debatte um die Bedeutung von Marignano in der breiten Bevölkerung kaum
Widerhall gefunden hat, kann etwa das Resultat einer vom "Sonntagsblick" in Auftrag
gegebenen Umfrage herangezogen werden: Nicht einmal die Hälfte der rund 1'000
Befragten konnten Auskunft geben darüber, gegen wen die Eidgenossen bei Marignano
denn überhaupt verloren hatten. 33

La France a accueilli, en 2016, l'Euro de Football, pour lequel l'équipe nationale suisse
est parvenue à se qualifier. Cette participation est marquée par une relance du débat
quant à l'identification de la population suisse vis-à-vis de l’équipe nationale. En effet,
une grande partie des joueurs sélectionnés pour jouer sous le drapeau rouge à croix
blanche ont des noms à consonance étrangère. Cette "polémique" s'est notamment
déclenchée en vue de la confrontation entre la "Nati" et l'équipe d'Albanie, en sachant
que 6 joueurs d'origine albanaise viennent étoffer les rangs de la première et 7 joueurs
doubles nationaux suisses les rangs de la deuxième. Certains retiennent le fait que tous
ne chantent pas l'hymne national, mais d'autres relèvent l'importance pour la deuxième
génération venant des Balkans et vivant en Suisse de s'identifier à la Nati grâce à des
stars comme Xherdan Shaqiri. 
Ce débat ravive les propos, tenus en 2015, par un joueur de longue date de l'équipe
nationale, Stephan Lichtsteiner, qui relevait l'importance d'avoir une équipe à laquelle
la population suisse puisse s'identifier, une équipe qui, selon lui, devrait posséder dans
ses rangs un plus grand nombre de joueurs suisses "de souche". 
Certains observateurs notent que l'équipe nationale de Football n'est que
représentative, dans ses effectifs, des joueurs de football de ce pays – un sport qui
possède un tiers de joueurs n'ayant pas la nationalité suisse. Au-delà de cette
polémique, la Suisse est parvenue à se hisser jusqu’en huitièmes de finale de cette
compétition remportée par le Portugal. 34
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La controverse sur l'Hymne national n'est pas prête de se terminer. Après avoir fait
débat dans la chambre basse lors de la session d'été, l'approche de la fête nationale
voit la discussion quant à l'adoption d'un nouveau cantique reprendre de l'ampleur. La
Société suisse d'utilité publique (SSUP) a, en effet, envoyé à l'ensemble des communes
suisses une invitation à chanter, à l'occasion du 1er août, la version retenue lors du
concours qu'elle avait organisé en 2014. La SSUP défend son action en invoquant la
volonté de discuter des valeurs et de l'identité façonnant la Suisse, et parle d'une
simple proposition. Yannick Buttet (cvp, VS) dénonce cette initiative qu'il critique
autant sur la forme, où la SSUP tenterait d'éviter un débat démocratique en l'imposant
de manière insidieuse, que sur le fond; en effet, la nouvelle proposition fait abstraction
de toute référence religieuse, préférant mettre en avant un ensemble de valeurs qui
décrirait, selon ses défenseurs, mieux la Suisse d'aujourd'hui. 
En plus de cela, cette nouvelle version a été chantée sur la plaine du Grütli, gérée par
cette même SSUP, lieu hautement symbolique de la Suisse, amenant Yannick Buttet à
demander, sans succès, au Conseil Fédéral de retirer sa gestion par la SSUP.
Malgré tout, un nombre très restreint de communes, une vingtaine sur l'ensemble des
quelques 2300 communes, ont décidé de suivre l'invitation de la SSUP. 35
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A la veille de la fête nationale, Alain Berset a inauguré la nouvelle extension du Musée
National Suisse, situé à Zurich. Dans son discours inaugural, le ministre de la Culture en
a profité pour parler de l'identité suisse, qui serait, selon lui, façonnée par les
institutions et les processus politiques propres à la Suisse. Pour lui, les clivages sont
peut-être multiples au sein de la société mais s'entrecoupent et font qu'aucune
majorité fixe ne décide pour une minorité déterminée. L'un de ces clivages, qui touche
à la question de l'apprentissage des langues nationales, sujet cher au conseiller fédéral,
serait au centre du maintien de la stabilité de cette identité suisse. Alain Berset fait,
finalement, de ce musée, qui mélange une architecture du passé et du futur, un
symbole pour l'avenir de la Suisse; il souhaite ainsi une extension confiante et
respectueuse de notre propre image, vue comme fluctuante, mais qui fait précisément
notre force. Ceci, à une époque, précise-t-il, caractérisée par la peur de l'avenir, par le
repli et par une polarisation extrême de la société. Il est intéressant de noter qu'un
représentant de chacun des 26 gouvernements cantonaux a fait le chemin jusqu'à
Zurich pour fêter ce symbole. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.08.2016
KAREL ZIEHLI

Le 30 avril 2017 fut jour de fête dans la commune de Sarnen dans le canton d'Obwald.
En effet, les 600 ans de la naissance du "Frère Nicolas" furent marqués par des
célébrations à la hauteur du personnage historique. Pas moins de 300 officiels, dont la
présidente de la Confédération Doris Leuthard, étaient présents à l'invitation du canton
d'Obwald. Mis à part les cantons de Vaud et d'Appenzell Rhodes-Intérieures qui
n'étaient pas représentés par un membre de leur gouvernement (les premiers étant
occupés par les élections de l'exécutif cantonal ayant lieu au même moment et les
seconds ayant leur Landsgemeinde le même jour), tous les cantons ont envoyé un
représentant pour célébrer cet anniversaire. Niklaus von Flüe – qui deviendra plus tard
Frère Nicolas – est notamment connu pour être entré en pèlerinage et avoir eu une
vision le poussant à s'établir en ermite proche de sa maison, commençant un jeûne qui
aurait duré 20 ans. 
De par son intérêt pour la société et la politique, il se serait également impliqué dans la
signature du Convenant de Stans de 1481 qui vit les cantons-villes et cantons
campagnards – en situation de conflit vis-à-vis de l'admission au sein de la
Confédération des cités de Fribourg et de Soleure – résoudre leurs différends. Grâce à
la médiation avisée de Niklaus von Flüe, les cantons de la Confédération réussirent à
s'accorder pour permettre aux deux villes de rejoindre la Confédération. Ce convenant
reste pour beaucoup l'un des jalons de l'identité des confédérés. De par son
importance historique, la Poste a édité un timbre en l'honneur de l'entremetteur. 
Mais l'anniversaire de la naissance du Frère Nicolas est également marqué par une
controverse autour de la cérémonie qu'un comité proche du parti de l'UDC a prévu
d'organiser le 19 août, ainsi que de l'invitation faite à l'évêque de Coire Vitus Huonder à
venir y tenir un discours. Certains, comme l'ancien curé-doyen d'Obwald ainsi
qu'ancien curé de Kerns Karl Imfeld, critiquent l'implication d'un homme d'église dans
une cérémonie organisée par un cercle de politiciens.
Cette cérémonie parallèle est l'occasion, selon l'historien Thomas Maissen, pour
Christoph Blocher – également invité à y donner un discours – d'utiliser, à des fins
politiques, cette figure qu'est Niklaus von Flüe en s'appuyant sur ses paroles. Celles-ci
– relatées 50 ans après sa mort – sont, pour certains, les prémices d'une Suisse neutre
et indépendante. Thomas Maissen précise toutefois qu'à l'époque où Frère Nicolas
était en vie, la Suisse n'était pas un Etat et que le concept de neutralité n'apparaîtra
qu'au 17ème siècle. 37
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A l'invitation de la Neue Zürcher Zeitung, les président-e-s des quatre plus grands
partis échangent leurs points de vue sur leur idée de la patrie (ou "Heimat" en
allemand). Petra Gössi pour le Parti libéral-radical et Albert Rösti pour l'Union
démocratique du centre citent l'élément de la nature comme constitutif de leur vision
de la partie. Pour les deux également, la patrie est l'endroit où l'on se sent à l'aise, en
sécurité et où l'on a ses proches. Le président du Parti socialiste, Christian Levrat,
quant à lui construit son image de la patrie autour de la variété et du vivre ensemble
entre différentes cultures, langues et religions. Gerhard Pfister – président du Parti
démocrate chrétien – fait également mention de la diversité et cite pour exemple son
canton d'origine, Zoug, comme étant une Suisse en miniature – un canton où la
campagne et le monde international se côtoient.  
Les chef-fe-s de partis ont également réagi aux réponses d'un questionnaire sur cette
idée de la patrie, fait par l'institution et musée "Stapferhaus" de Lenzbourg en Argovie.
Celui-ci révèle que les 1000 suisses interrogés lient leur sentiment de patrie
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principalement aux humains y vivant, aux paysages et aux traditions. L'importance de la
nature ressort fortement de ce sondage – les montagnes y prenant une signification
particulière – et cela même pour les citadins. Selon le politologue Michael Hermann qui
a analysé les résultats, la nature ferait même office d'agrafe patriotique. Par ailleurs, les
personnes estimant que la patrie est en danger (la moitié des sondé-e-s) citent en
premier lieu la destruction de la nature, puis le bétonnage intensif et troisièmement les
cultures étrangères comme sources de menace.
Albert Rösti voit dans ces différentes menaces un vecteur commun qu'est l'immigration
et postule que les Suisses et Suissesses se rattachent à une langue et à des valeurs
communes. Il rappelle, par ailleurs, que tous ceux habitant en Suisse doivent respecter
l'ordre juridique ainsi que la Constitution fortement teintée – tout comme l'hymne
national – de christianisme. Christian Levrat fait remarquer que la Suisse ne possède
pas qu'une langue commune et n'est pas faite que d'une seule culture unie. A la culture
chrétienne prônée par les présidents de l'UDC et du PDC, il oppose la Suisse moderne
et libérale fondée en 1848. Petra Gössi, quant à elle, estime, tout comme Christian
Levrat, que la Suisse est un Etat séculaire, reposant sur les valeurs des Lumières et de la
liberté. Malgré tout, elle considère qu'une Suisse multiculturelle ne peut fonctionner.
Gerhard Pfister, en réponse aux propos de Christian Levrat, est de l'avis que la gauche
sous-estime l'apport et l'influence du christianisme sur notre société, et considère que
le christianisme (ainsi que le judaïsme) a été le socle de la démocratie. Ce dernier
estime également que cette peur de la destruction de la nature est à lier avec la peur de
la croissance. Le oui à l'initiative dite "d'immigration de masse" est un signe qui irait en
ce sens. 
L'une des autres menaces ressortant du questionnaire est la globalisation. Celle-ci est
perçue différemment par les quatre président-e-s. Pour le chef de file du Parti
socialiste, l'évolution du droit international est l'un des aspects positifs de ce
phénomène, car cela permet de contrôler les firmes multinationales. Le président de
l'UDC, quant à lui, considère que la libre circulation des matières est fondamentale
pour le bon fonctionnement de l'économie, mais que celle-ci ne doit surtout pas
s'accompagner de la libre circulation des personnes – vue comme non-compatible avec
le sentiment de patrie. Petra Gössi reconnait que la globalisation et les changements
rapides qu'elle implique font peur et estime que le rôle de la politique est de préparer
au mieux les gens devant subir ses effets négatifs. Finalement, Gerhard Pfister voit un
contre-mouvement à ce phénomène de globalisation où cette idée de patrie
deviendrait de plus en plus importante pour la population. 38

Im Sommer 2017 kam ein neues Dokument an die Öffentlichkeit, das bisherige
Vermutungen um die Verwicklung der Familie Escher in die Sklaverei bestätigen sollte.
Der Kölner Sklavenforscher Michael Zeuske fand im Nationalarchiv der kubanischen
Hauptstadt Havanna eine Steuerliste der spanischen Kolonialbehörde aus dem Jahr
1822, auf der das Inventar einer Kaffeeplantage namens Buen Retiro auf Kuba
aufgelistet war. Diese Plantage soll Heinrich Escher – Vater von Alfred Escher – gehört
haben, zwei Brüder Heinrichs sollen die Plantage verwaltet haben. Aus dieser
Steuerliste ging hervor, dass zum Inventar der Buen Retiro 82 Feld- und fünf
Haussklaven gehörten. Diese sollen gemäss einem Artikel des Tages-Anzeigers auf
einem Gelände mit einem Umfang von vier Kilometern 200'000 Kaffeepflanzen
bewirtschaftet haben, was einen Ertrag von rund 300 Tonnen Kaffee jährlich ergeben
haben soll. 
Nach diesen Enthüllungen forderten die linken Fraktionen SP und AL des Zürcher
Gemeinderats mit einem Vorstoss die Stadtzürcher Regierung auf, die Forschung über
die Verwicklung der Familie Escher in die Sklaverei zu fördern und die Resultate im
Stadtbild Zürichs sichtbar zu machen. Die beiden Fraktionen erhofften sich damit, dass
während des 200-Jahr-Jubiläums des Geburtsjahrs Alfred Eschers und Gottfried
Kellers im Jahr 2019 neben Eschers ruhmreichen Taten – der Wirtschaftspionier und
langjährige Nationalrat hatte die Schweizerische Kreditanstalt (später Crédit Suisse) und
die ETH gegründet und war massgeblich an der Umsetzung des ersten Gotthardtunnels
beteiligt – auch dessen Familiengeschichte und deren Verwicklung in die Sklaverei
beleuchtet werden würde. Auch wenn Alfred Escher nicht direkt an der Sklaverei
beteiligt gewesen sei, so habe dieser immerhin das Vermögen seines Vaters Heinrich
geerbt, so die Begründung des Vorstosses. 39
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Die SGG ergriff im Berichtsjahr neue Massnahmen, um der 2015 mittels eines
Wettbewerbs auserkorenen inoffiziellen Nationalhymne weiteren Schub zu verleihen.
So sei der Text nochmals in allen Landessprachen leicht überarbeitet worden und es
seien erneut sämtliche Veranstalter von 1.-August-Feiern gebeten worden, den
Hymnen-Vorschlag der SGG ins Festprogramm aufzunehmen. Die grösste
Aufmerksamkeit erregte jedoch die Gründung eines Komitees mit vielen prominenten
Befürworterinnen und Befürwortern der neuen Hymne. Im 70-köpfigen Gremium
befanden sich neben Persönlichkeiten aus Kultur, Wirtschaft und Sport auch die drei
Alt-Bundesrätinnen Ruth Dreifuss, Ruth Metzler und Eveline Widmer-Schlumpf sowie
Alt-Bundesrat Moritz Leuenberger. Der ehemalige SP-Bundesrat Leuenberger gestand
auf der SGG-Webseite, dass er beim Singen der offiziellen Hymne am Schluss oft nur
noch die Lippen bewegt habe, weil er die «schwülstigen Teile» nicht habe auswendig
lernen wollen. Und die ehemalige CVP-Magistratin Ruth Metzler bekannte sich zur
neuen Hymne, weil diese vielsagender sei als die offizielle Landeshymne und der Vielfalt
der Schweiz «ausgezeichnet Rechnung trägt». So habe sie die Hymne der SGG an der
letztjährigen 1. August-Feier auf dem Rütli mit «grosser Freude und Überzeugung
gesungen». SGG-Geschäftsführer Lukas Niederberger sagte im St. Galler Tagblatt, dass
es der SGG nicht darum ginge, den neuen Text möglichst rasch zur neuen offiziellen
Hymne zu machen. Vielmehr solle damit eine Diskussion angeregt werden, was eine
Hymne beinhalten sollte und «welche Werte uns heute und morgen leiten sollten». 40
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Staatsjubiläen

Im Streit um nationale Jubiläen, die Bedeutung von mittelalterlichen Schlachten und
das Geschichtsverständnis der Schweiz ging ein sich zum sechs-hundertsten Mal
jährendes, für die moderne Schweiz wichtiges Ereignis etwas unter: die Eroberung des
Aargaus im Frühling 1415. Mit der Eroberung habsburgischer Stammlande in der
damaligen Grafschaft Baden und im Freiamt wurden erstmals in der Geschichte der
Eidgenossenschaft Gemeine Herrschaften errichtet, was gemäss der historischen
Forschung aufgrund der gemeinsamen Aufgabe für die Alten Orte den Beginn einer
langsamen Staatenbildung markiert. Unter dem Motto "Die Eidgenossen kommen!"
wurde im Kanton Aargau im Rahmen einer Reihe von Ausstellungen, kulturellen
Veranstaltungen, Tagungen und sogar sportlichen Anlässen das ganze Jahr über der
Bedeutung von 1415 gedacht. 41
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Um der insbesondere von der SVP vereinnahmten, ziemlich ideologisch und anti-
europäisch geprägten Geschichtsdiskussion im Jubiläumsjahr entgegenzutreten, plante
die Vereinigung "Die Schweiz in Europa", unterstützt von der Neuen Helvetischen
Gesellschaft, eine Feier zur ersten Verfassung des modernen Bundesstaates 1848.
Thomas Cottier, einer der Mitorganisatoren, betonte, man wolle einen Kontrapunkt zu
den eher rückwärtsgewandten Schlachtenjubiläen setzen. Die moderne Schweiz habe
sich im Diskurs mit ihren Nachbarn entwickelt und nicht in Abschottung. Der vorerst auf
dem Bundesplatz geplante Anlass musste jedoch vorab aus finanziellen Gründen
redimensioniert werden und fand dann auf dem Von-Roll-Areal der Universität Bern
statt. Alt-Bunderätin Ruth Dreifuss und die emeritierten Professoren Georg Kreis und
Andreas Auer traten als Rednerinnen und Redner auf, die ein Zeichen für eine
weltoffene Schweiz setzten wollten. Rund 300 Personen nahmen an der Feier teil. 42
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Stimmung in der Bevölkerung

Shin Alexandre Koseki, doctorant canadien à l'EPFL, s'est penché sur les clivages
présents au sein de l'espace politique Suisse. Son analyse de réseau semble indiquer
que le Röstigraben aurait petit à petit été remplacé par un clivage ville-campagne, au
cours d'un processus qui a vu, depuis les années 1980, les avis de la Romandie, des
villes Suisses allemandes, du Tessin et de quelques régions grisonnes se rapprocher et
être en opposition marquée avec les banlieues et les campagnes d'outre Sarine. Le
chercheur de l'EPFL explique cette évolution par une Suisse marquée par plus de
"pendularité" et plus d'échanges entre les villes, amenant à la formation d'une grande
métropole traversant toute la Suisse. Cela l'amène à penser qu'une réflexion devrait
être menée sur le système de double majorité du peuple et des cantons qui tend à
sous-représenter les habitants des villes. 
D'une part, ce clivage peut s'apercevoir dans les résultats des différentes élections
ayant eu lieu en 2016 dans différentes villes suisses dans lesquels les partis de gauche
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ont gagné en influence à l'image de Berne, Bâle, Saint-Gall et Lucerne. Au contraire,
l'UDC reste le parti le plus fort dans les régions campagnardes, ce qui peut en partie
s'expliquer par une très forte crainte – révélée par le Baromètre des préoccupations du
Crédit Suisse –  envers les étrangers au sein de cette population; un thème de
prédilection pour le parti agrarien. Quant à savoir pourquoi l'UDC n'a que peu de
succès en ville, son président, Albert Rösti, l'explique par la difficulté que son parti a à
trouver des candidats adéquats pour les exécutifs. 
Et d'autre part, ce clivage entre ville et campagne amène les villes à vouloir plus de
pouvoir, se sentant, comme noté par Shin Alexandre Koseki, sous-représentées dans le
système politique Suisse. En effet, depuis la constitution de la Suisse moderne en 1848,
une surreprésentation volontaire  des petits cantons de campagne existe par le biais du
conseil des Etats – une manière d'appliquer le principe de protection des minorités
après la défaite des cantons catholique lors de la guerre du Sonderbund. Déjà en 2010,
une initiative parlementaire demandait à ce que les villes de plus de 100'000 habitants
obtiennent le statut de demi-canton avec l'obtention d'un siège au Conseil des Etats;
une initiative parlementaire qui sera finalement largement rejetée. Cette demande
provient du fait que dans beaucoup de thématiques décidées à Berne, les zones
urbaines sont les premières touchées, comme dans les domaines de l'asile, du social ou
des transports. Et comme souligné par la députée socialiste Anita Fetz, la plus grande
part des impôts provient des villes. L'ancien maire de la ville de Berne, Alexander
Tschäppät propose, quant à lui, qu'une chambre des villes, analogue à la chambre des
cantons, soit créée avec les dix plus grandes villes afin de résoudre en partie le manque
d'influence que connaissent les grandes villes suisses. 43

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Unzufrieden mit dem Gang der Bürgerrechtsrevision diskutierte die SP über die
Möglichkeit, eine Volksinitiative für die erleichterte Einbürgerung zu lancieren. Ein
Begehren unter dem Titel „Für ein zeitgemässes Bürgerrecht“ würde die automatische
Einbürgerung von Kindern, die bis zum 18. Lebensjahr mindestens fünf Jahre in der
Schweiz gelebt haben, staatenlos sind oder aus einer dritten Generation stammen,
vorsehen. Zudem sollten künftig nicht mehr die Gemeinden und Kantone, sondern der
Bund für die Einbürgerung zuständig sein. 44
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Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgenössischen Räte im Herbst 2016 einerseits eine Änderung des
Bürgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum über die Verfassungsänderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der öffentlichen Debatte langsam an
Präsenz. Mit Ausnahme der „Weltwoche“, die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihänder griff und die Linke bezichtigte, „sich von den vielen
Eingebürgerten viele linke Stimmen“ zu erhoffen, sowie die „Umwälzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz“ befürchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU); als
gebürtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einbürgern lassen,
sprach sie sich im „Blick“ allerdings für die erleichterte Einbürgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Befürworter-Komitee – eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP –, das unterstützt
von den Alt-Bundesrätinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eröffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu führen, da sich die Wirtschaftsverbände in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform III
fristete die Debatte um die erleichterte Einbürgerung somit ein Mauerblümchendasein.

Das laue Lüftchen gegen die Vorlage – hauptsächlich Argumente bezüglich
föderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs – wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich – für eine von SVP-Exponenten geführte
Kampagne nicht ganz untypisch – einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. „Die kennen
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wir doch!“, übertitelte der „Blick“ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet bereits bei den Kampagnen für das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung für das nationale
Verhüllungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die öffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene über die Angemessenheit der Plakate als
jene über das inhaltliche Für und Wider der erleichterten Einbürgerung. Mit dem Motiv
hätten die Gegner das Thema völlig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
Ausländerinnen und Ausländern der dritten Generation hauptsächlich um italienische,
spanische, portugiesische und türkische Staatsangehörige handle, empörte sich die
Unterstützerseite. Während Bundesrätin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkündete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Ausländerin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
„Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste“ (BZ) derweil auch für Belustigung, indem
das Sujet in völlig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum geführt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertönten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Während SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als „nicht optimal“ bezeichnete, war es für Alex Kuprecht (svp, SZ) als Befürworter der
Vorlage schlicht „einige Niveaus zu tief“. Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld für eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
Bahnhöfen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empörung
abgeebbt war, plätscherte der Abstimmungskampf wieder gemächlich vor sich hin.

Mit näher rückendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Ständemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Ständemehr war bereits früheren Bestrebungen zur erleichterten Einbürgerung zum
Verhängnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zürich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen würden, während die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone – traditionell skeptisch in Ausländerfragen – eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als „Swing States“ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubünden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einbürgerung der dritten Ausländergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der „Swing States“ nun ins andere Lager wechseln. 45

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die Erziehungsdirektorenkonferenz der Ostschweizer Kantone, auf deren Gebiet die
Forderung nach getrennten Klassen besonders häufig gestellt wird, will ebenfalls keine
Separierung von deutsch- und fremdsprachigen Schulkindern. Durch eine dauerhafte
Trennung würden die Integrationsprobleme auf die Zeit nach der Volksschule
verschoben. Hingegen sei die vorübergehende Differenzierung im Deutschunterricht
ein effektiv gangbarer Weg zur Vorbereitung der schulischen Integration. Sie hielt sich
dabei an die bereits mehrfach von der gesamtschweizerischen
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) vorgebrachte Empfehlung, wonach alle in der
Schweiz lebenden fremdsprachigen Kinder in die Regelschule einzugliedern und
jegliche Diskriminierungen zu vermeiden seien. Die Integration müsse aber immer auch
das Recht des Kindes respektieren, gleichzeitig die Sprache und Kultur des
Heimatlandes zu pflegen. Aus diesem Grund gibt es seit mehreren Jahren in
verschiedenen Kantonen Lehrkräfte für heimatliche Sprache und Kultur (sogenannte
„HSK-Lehrer“). Dahinter steht der Gedanke, dass durch das Bewusstwerden der eigenen
Wurzeln die Identitätsfindung unterstützt und damit die Integration erst möglich wird.
Diese Schulung versteht sich je nachdem auch als Beitrag zur Rückkehrhilfe. So wurden
in mehreren Kantonen und Gemeinden der Schweiz vorläufig aufgenommene
kosovarische Kinder in separaten Schulklassen auf Albanisch unterrichtet, gleichzeitig
aber auch mit den Grundzügen der im Umfeld gesprochenen Landesprache vertraut
gemacht. Damit soll vermieden werden, dass sie bei ihrer Rückkehr in die Heimat noch
durch zusätzliche schulische Defizite belastet werden; bei einem dauerndem
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Aufenthalt in der Schweiz würde diese differenzierte Schulung den Übergang in eine
Regelklasse erleichtern. 46

Die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) sprach sich ebenfalls ganz
vehement gegen eine längerdauernde schulische Trennung von einheimischen und
ausländischen Kindern aus, da diese diskriminierend sei, die Ghettobildung fördere und
zu einer Apartheid-Gesellschaft führe. Getrennter Schulunterricht würde die
Integration der ausländischen Kinder erschweren und damit längerfristig auch das
friedliche Zusammenleben von Schweizern und Ausländern gefährden. Die EKR betonte,
sie nehme die Besorgnis vieler Eltern ernst, die Bildungschancen ihrer Kinder würden in
Schulklassen mit hohem Ausländeranteil beeinträchtigt. Doch gehe es nicht an,
deswegen eine willkürlich definierte Gruppe von Schulkindern zu benachteiligen;
anzustreben seien vielmehr Verbesserungen 
für alle. Dazu kann nach EKR auch ein pädagogisch begründeter und befristet
getrennter Unterricht gehören, so etwa die Integrationsklassen, in denen ausländische
Kinder intensiven Unterricht in der Landessprache erhalten, um dann nach spätestens
einem Jahr in die Regelklasse zu wechseln. 47
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Wie bereits im Vorjahr angekündigt, gründeten Vertreter der wichtigsten
Ausländerkolonien im März ein Forum für die Integration von Migranten und
Migrantinnen. Es will einerseits Diskussionsplattform sein, andererseits zu einem
gewichtigen Gesprächspartner der Bundesbehörden und anderer Institutionen werden.
Die EKA übernahm den Betriebskredit des Forums für die ersten sechs Monate (rund
300 000 Fr.), will später aber höchstens einen Drittel beisteuern. 48
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Politbeobachter waren sich einig, dass die Asyl- und Ausländerpolitik ein Hauptthema
im Wahlkampf 2003 sein wird. Das (und die gleichzeitig anstehende Revision von
Ausländer- und Asylrecht) veranlasste alle Bundesratsparteien, sich mit
Positionspapieren zu Wort zu melden, wobei zum Teil vom bisherigen ideellen
Gedankengut der Partei abgewichen wurde, um Forderungen nach einer restriktiveren
Ausländer- und Asylpolitik nicht kampflos der SVP zu überlassen. Als erste der
Bundesratsparteien legte die Geschäftsleitung der SP ihr neues Konzept für die künftige
Migrationspolitik der Schweiz vor. Das unter der Federführung von Nationalrätin Aeppli
(ZH) entstandene Papier sorgte in der Partei zum Teil für hitzige Diskussionen, wurde
darin doch eine Abkehr von der bisherigen SP-Haltung postuliert, wonach alle
Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz zugelassen werden sollen, die hier Arbeit
finden. Aeppli begründete die Neuausrichtung mit der Angst vieler Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer vor ausländischer Konkurrenz. Jenen Parteimitgliedern, die
Zulassungsbegrenzungen als Tabubruch empfinden, entgegnete sie, wichtiger als neue
Arbeitskräfte ins Land zu holen, sei es, die Chancen der hier lebenden zu verbessern.
Eine Diskriminierung bei der Zulassung müsse mittelfristig in Kauf genommen werden,
dafür sei aber die Gleichbehandlung aller Zugelassenen zu garantieren, etwa was den
Familiennachzug betrifft, die Berufsbildung oder die Arbeitsbedingungen. Das Papier
wurde von der Delegiertenversammlung gegen die Opposition der beiden
Nationalrätinnen Vermot (BE) und Garbani (NE) angenommen. 49
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Die Unterstützungskomitees für die auf 70 000 bis 300 000 geschätzten Sans-Papiers
(Personen, die oft schon seit Jahren ohne gültige Aufenthaltspapiere in der Schweiz
leben und arbeiten) hielten an ihrer Forderung nach einer kollektiven
Aufenthaltsregelung fest, signalisierten aber Bereitschaft, diese nicht allen Betroffenen
automatisch zu gewähren, sondern an bestimmte  Kriterien zu knüpfen. Da die
individuelle Härtefallprüfung keine echte Perspektive sei und weder von den
Papierlosen noch von den Kantonen wirklich genutzt werde, sollte der Aufenthalt all
jener Personen kollektiv regularisiert werden, die seit längerer Zeit in der Schweiz
leben, in einem sozialen Netz integriert sind und sich keiner schwer wiegenden Straftat
schuldig gemacht haben. Für eine schnelle und möglichst unbürokratische Legalisierung
sprach sich auch die Gewerkschaft GBI aus. Nach ihren Vorstellungen sollten alle Sans-
Papiers, die seit mindestens einem Jahr in der Schweiz leben und einen
Arbeitsnachweis sowie eine Wohnadresse vorweisen können, vorerst einmal eine
Jahresbewilligung erhalten. Bis Ende Oktober wurden den Bundesbehörden von den
Kantonen 212 Dossiers, 590 Personen betreffend, eingereicht; 346 Personen erhielten
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eine provisorische Aufenthaltsbewilligung. Mitte Dezember trafen sich in Bern
Vertreter von Kantons- und Bundesbehörden mit den Unterstützungskomitees der
Papierlosen und den Gewerkschaften zu einem runden Tisch, an dem keine Lösung des
Problems gefunden werden konnte, wo aber zumindest Einverständnis herrschte, den
Dialog weiter zu führen. 50

En août, l’annonce par l’OFS du passage de la barre des huit millions d’habitants en
Suisse a remis au centre du débat la politique envers les étrangers. Les médias ont
rappelé les solutions proposées par les partis politiques pour limiter la croissance.
Parmi les solutions discutées, on retrouve l’initiative contre l’immigration de masse de
l’UDC, les tours de vis dans le domaine des naturalisations pour le PDC, les restrictions
du droit au regroupement familial pour le PLR ou encore la limitation de l’immigration
pour les initiants d’Ecopop. 51
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Die Volkskultur geniesse steigende Wertschätzung, gab sich Albert Vitali (fdp, LU),
neuer Präsident der Interessengemeinschaft Volkskultur Schweiz (IGVS), überzeugt.
Nationalrat Vitali ist Mitglied der parlamentarischen Gruppe „Volkskultur und
Volksmusik“, die bis anhin bei ca. 50 bürgerlichen Parlamentariern auf Anklang stiess
und im Berichtsjahr auf sich aufmerksam machte, indem mehrere ihrer Mitglieder in
Trachten gekleidet zur Herbstsession erschienen. Bereits im Februar schloss die seit
dem neuen Kulturförderungsgesetz (KFG) für die Nachwuchsförderung verantwortliche
Pro Helvetia mit der IGVS eine Leistungsvereinbarung ab, wonach die Unterstützung von
an den Nachwuchs gerichteten Projekten der Volkskulturverbände direkt über den IGVS
erfolgen soll. Zu diesem Zweck schuf Pro Helvetia einen Volkskulturfonds, den die
Stiftung in einer dreijährigen Pilotphase alljährlich mit CHF 100'000 speist. 52
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Im Winter 2015/2016 hatte das wohl bekannteste und traditionsreichste Textilerzeugnis
der Schweiz seinen grossen Auftritt auf dem Polit-Catwalk: das Edelweiss-Hemd. Was
eigentlich zur Grundausrüstung der sogenannten „Bösen“ (Schwinger) gehört und gerne
auch von den Schweizer Sennen getragen wird, wurde dank einer Sekundarschule im
zürcherischen Gossau zum Symbol für einen emotionsgeladenen Kampf zwischen
Tradition und Moderne – inklusive des obligaten Rassismusvorwurfes.
Zehn Oberstufenschüler waren laut der Sonntagszeitung am Morgen des 11. Dezembers
2015 in den berühmten blau-weissen Hemden mit aufgesticktem Edelweiss zum
Unterricht erschienen. Sie wollten ihrem Umfeld auf diese Weise zeigen, dass sie
„stolze Schweizer und patriotisch“ seien. Ihre Lehrerin indes konnte dieses Ehrgefühl
nicht mit ihren Schülern teilen und forderte diese dazu auf, sich umziehen zu gehen, da
der vorgeführte Aufzug lediglich rassistisch und ausländerfeindlich sei. Die Schüler
verteidigten sich gegen diesen Vorwurf, in dem sie beteuerten, dass sie nichts gegen
Ausländer hätten, sich aber an denjenigen störten, die sich geringschätzig über die
Schweiz äussern würden. Die Lehrerin habe sich im Nachhinein bei den Schülern
entschuldigt und die Angelegenheit geklärt. Nachdem sich auch der Schulleiter von
einem offiziellen Hemdenverbot distanziert hatte, hätte man meinen können, die
Angelegenheit sei erledigt. Der wahre Hund in dieser Geschichte liegt aber, wie so oft,
in der Politik begraben. 
Kurz nachdem die Geschichte publik geworden war, schrien bereits die ersten Politiker
– zumeist aus den Reihen der SVP – „J'accuse!“ und solidarisierten sich demonstrativ
gegen diese Form des „Schweizerhasses“. Scharen von Parlamentariern tauschten
Anzug und Krawatte gegen das Sennenhemd; Lukas Reimann (svp, SG) twitterte sogar:
„Wir lassen uns von ‚Integrierten‘ unsere Traditionen nicht zerstören!“ (Schweiz am
Sonntag) – wohl nicht im Wissen darüber, dass die besagte Tradition kaum 20 Jahre
älter als er selbst ist. Das eigentlich Anstössige an der gesamten Textildiskussion fand
sich wie so oft in der Frage der Gleichstellung: Denn just am Tag des „Edelweiss-Gates“
hatte das Bundesgericht im Fall einer muslimischen Schülerin aus St. Gallen
entschieden, dass sie trotz Einwänden der Schulleitung mit dem Kopftuch zur Schule
gehen darf. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.12.2015
MELIKE GÖKCE

01.01.98 - 01.01.18 19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Kirchen und religionspolitische Fragen

2017 wurde in Zürich der Verein  «Qualitätssicherung der Muslimischen Seelsorge in
öffentlichen Institutionen» (QuaMS) gegründet, der eine muslimische Seelsorge im
Kanton anbieten soll. Die Trägerschaft setzt sich aus den Islamischen Organisationen in
Zürich (VIOZ) und dem Kanton Zürich zusammen. Unterstützt wurde der Verein von der
reformierten und der katholischen Kirche. Mit dem Projekt «Zürich-Kompetenz» schuf
die QuaMS ausserdem eine Weiterbildung für muslimische Betreuungspersonen,
welche es in der Schweiz so sonst nicht gebe, wie der Kanton Zürich auf seiner
Homepage schrieb. Das Schweizerische Zentrum für Islam und Gesellschaft (SZIG) der
Universität Freiburg mit dieser Weiterbildung für angehende Seelsorgende betreut.

Nachdem das SEM 2018 aufgrund fehlender Finanzierungsmöglichkeiten das
Pilotprojekt für eine muslimische Seelsorge in den Zürcher Bundesasylzentren trotz
positiver Ergebnisse eingestellt hatte, führte der Verein QuaMS das Angebot ab Sommer
2018 weiter. Neben den bisherigen Geldgebern wurde das Projekt von 2020 bis 2021
auch durch das fedpol im Rahmen des Nationalen Aktionsplans zur Verhinderung und
Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus unterstützt. 54
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Als Reaktion auf das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative forderte Parteipräsident
Christian Levrat in einem ganzseitigen offenen Brief im "Blick" eine Umsetzung des
Begehrens, die möglichst nahe am Volkswillen sei. Die Initiative sei auf dem Land
angenommen, in der Stadt aber verworfen worden. Deshalb seien die Massnahmen für
die Umsetzung vor allem auf die ländlichen Regionen zu konzentrieren. Levrat forderte
neben einer Verschärfung des Raumplanungsgesetzes und der wortgetreuen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative auch eine Beschränkung der Zahl ausländischer
Arbeitskräfte für die Landwirtschaft, mehr Kontrollen gegen Schwarzarbeit in ländlichen
Gebieten oder die Erhöhung von Hypozinsen in peripheren Regionen. Wenn
Kontingentsysteme eingeführt würden, so müssten diese nach Branchen und Kantonen
festgelegt werden, wobei die Städte die grössten Kontingente an ausländischen
Facharbeitern erhalten müssten. Mit diesen Forderungen wollte Levrat provozieren und
die SVP-Versprechungen "entlarven". Er weckte dabei zahlreiche empörte
Gegenreaktionen der Initianten. Ende Juni veröffentlichten die Sozialdemokraten dann
ihre ernster gemeinten Vorschläge für eine Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative. Sie wandten sich gegen die Idee von Kontingenten und
wollten der Abhängigkeit von ausländischen Fachkräften durch innenpolitische
Reformen Herr werden. Frauen und ältere Arbeitnehmende müssten im Markt behalten
werden. Zudem soll ein von Arbeitgebern gespeister Fonds geschaffen werden, mit dem
die Kosten für die Integration gedeckt werden sollen. Firmen, die ausländische
Fachkräfte engagieren, müssten in diesen Fonds einzahlen. Zudem sollen
Steuerprivilegien für Ausländer – etwa die Pauschalbesteuerung – abgeschafft werden.
Parteiintern stiessen die Forderungen allerdings auch auf Skepsis. Es sei nicht an der
SP, für eine fremdenfeindliche SVP-Initiative völkerrechtlich verträgliche
Umsetzungskonzepte zu finden – gab etwa Cedric Wermuth (sp, AG) zu Protokoll. Das
Papier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Liestal ausführlich und
emotional diskutiert. Letztlich wurde es gutgeheissen, aber auf Antrag der St. Galler und
der Waadtländer Kantonalsektion wurde die Idee des Integrationsfonds gestrichen. 55
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Linke und ökologische Parteien

Im Zusammenhang mit einem Bundesgerichtsurteil, das Urnenentscheide über
Einbürgerungen als verfassungswidrig bewertet, forderten die Grünen eine
Migrationspolitik, welche auf der Anerkennung der Menschenrechte gründet und
konsequent die Integration fördert; obligatorische Deutschkurse lehnten sie jedoch ab.
Die Einbürgerungsfrist solle auf acht Jahre gesenkt, die zweite und die dritte
Ausländergeneration automatisch eingebürgert werden. 56
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Verbände

Verbände

Der Tages-Anzeiger thematisierte in einer Reportage den Niedergang traditioneller
Vereine in der Schweiz. Seit Jahrzehnten hätten die zurzeit ca. 78'500 Organisationen
mit Mitgliederschwund zu kämpfen: Swissshooting etwa, der nationale Schützenverein,
verliere jährlich 5 bis 6 Prozent seiner Mitglieder. Beim katholischen Frauenbund seien
die Mitgliedschaften in den letzten zehn Jahren gar um ca. 50'000 Teilnehmerinnen
gesunken. In Gesprächen mit Experten wurde den Ursachen für diese Entwicklung auf
den Grund gegangen: Im 19. Jahrhundert seien Vereine für die Bildung einer nationalen
Identität noch von grosser Bedeutung gewesen, das Prinzip und die Praxis des
gesellschaftlichen Umgangs von Bürgern hätten sich in ihnen etabliert. Laut Historiker
Hans-Ulrich Jost habe der Abstieg in den 1950er Jahren mit Aufkommen der modernen
Massenmedien begonnen: Die Versammlungsöffentlichkeit habe an Relevanz verloren.
Antonia Fuchs, Geschäftsführerin des katholischen Frauenbundes, vermutete auch eine
veränderte gesellschaftliche Mentalität hinter diesem Phänomen: Mit der heutigen
Berufstätigkeit fänden viele Leute keine Zeit mehr, sich in einem Verein zu engagieren.
Gerade für Politikerinnen und Politiker blieben Vereine jedoch weiterhin zentral,
entgegnete Professor Markus Gmür von der Universität Freiburg: Sie könnten sich dort
soziale Netzwerke aufbauen und Bekanntheit erlangen, was bei ihrer Karriere von
Nutzen sei. 57
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Industrie, Handel und Unternehmer

Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative (MEI) führte zum Streit zwischen
den beiden grössten Wirtschaftsverbänden Economiesuisse und dem
Gewerbeverband (SGV). Gleich zu Beginn des Jahres knallte es zwischen den beiden,
nachdem sich der Arbeitgeberverband und die Wirtschaftsverbände Economiesuisse,
Swissmem und Scienceindustries in einem „Vorschlag der Wirtschaft“ zur Umsetzung
der MEI anstatt für Kontingente für eine Schutzklausel stark machten. In ihren Augen
soll die Zuwanderung grundsätzlich offengelassen und erst nach dem Erreichen einer
gewissen Schwelle, die vom Bundesrat definiert werden soll, beschränkt werden. Noch
gleichentags verschickte der SGV eine Medienmitteilung mit dem Titel „Keine Wirtschaft
ohne Schweizer KMU und Gewerbe“. Der SGV zeigte sich darin verärgert, dass die vier
Verbände ihren Vorschlag als generelle Position der Wirtschaft bezeichneten und
deutete dies als eine „Irreführung der öffentlichen Meinung“. Denn der SGV, dessen
KMU zwei Drittel aller Arbeitsplätze stellten und der damit die „Nummer 1“ unter den
Wirtschaftsverbänden sei, unterstütze die Schutzklausel nicht, hiess es im
Communiqué. Obwohl der SGV mit Economiesuisse einigging, dass die Kündigung der
Bilateralen „schwerwiegende negative Folgen“ für die KMU hätte, glaubte der Verband
nicht daran, dass die vier Verbände die Wirtschaft freiwillig beschränken würden. Der
SGV befürchtete, dass mit einer Schutzklausel die Einwanderungsschwelle zu hoch
angesetzt würde, was dem Volkswillen nicht gerecht werde und auch nicht im Interesse
der KMU sei. Man wolle deshalb die Botschaft des Bundesrats abwarten und bis dahin
dessen Verhandlungsposition nicht durch eine „wenig durchdachte Serie theoretischer
Vorschläge“ unnötig schwächen. An einem Treffen der Wirtschaftsdachverbände Mitte
Februar in Lausanne – die Stimmung wurde von einem Teilnehmer als unheimlich
bezeichnet – konnten sich die beiden Verbände neben der Migrationsthematik auch bei
der Rentenreform und beim neuen RTVG, gegen das der SGV das Referendum ergriffen
hatte, nicht einigen. Obwohl die Medien den Schlagabtausch dankbar annahmen, wurde
auch etwas wehmütig den Zeiten gedacht, als die vormaligen FDP-Nationalräte Gerold
Bührer (Economiesuisse) und Edi Engelberger (SGV) die beiden Wirtschaftsverbände
führten und ihre Differenzen jeweils beim Jassen klärten. 

Ebenfalls zu Beginn des Jahres veröffentlichte der SGV im Hinblick auf die
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Parlamentswahlen im Herbst ein Rating, das die derzeitigen National- und Ständeräte
betreffend ihrer KMU-Freundlichkeit bewertete. Zum Ärger der Mitte-Rechts-Parteien
trat die SVP dabei mit Abstand als KMU-freundlichste Partei hervor: Gemäss dem Rating
gehören 40 der 50 KMU-freundlichsten Nationalräte der SVP an; im Ständerat belegen
vier der fünf SVP-Ständeräte die ersten vier Plätze. Weil bekannte KMU-nahe Politiker
aus CVP und FDP zum Teil weit abgeschlagen waren, kritisierten CVP-Präsident
Christophe Darbellay und FDP-Präsident Philipp Müller das Rating heftig. Es würden zu
viele Geschäfte bewertet und deren Gewichtung sei unverhältnismässig, so ihr Fazit. So
würde die Haltung eines Parlamentariers zur MEI als ebenso wichtig beurteilt wie die
Haltung zur Einheitskrankenkasse oder zur Autobahnvignette, obwohl die MEI für die
Wirtschaft „hundertmal wichtiger“ sei, sagte etwa Darbellay. Für Müller und Darbellay
fiel im Rating, das 169 KMU-relevante Parlamentsgeschäfte bewertete, die
unterstützende Haltung der SVP-Politiker zur MEI und damit die potenzielle Gefährdung
der Bilateralen Verträge mit der EU zu wenig ins Gewicht.

In den Medien wurde daraufhin einerseits die Emanzipation des SGV von der
Economiesuisse in den Fokus genommen, andererseits die Nähe des SGV zur SVP
untersucht. Die Emanzipation des SGV setzte 2013 ein, als Economiesuisse als
Kampagnenführerin gegen die Abzocker-Initiative an der Urne eine herbe Niederlage
einstecken musste. Aufgrund der dadurch verursachten Krise bei Economiesuisse,
übernahm in der Folge der SGV die Kampagnenführung gegen die 1:12- und gegen die
Mindestlohn-Initiative – beides Male erfolgreich. Dadurch gewann der SGV an
Selbstbewusstsein, was auch SGV-Präsident Jean-François Rime gegenüber der Zeitung
Le Temps bezeugte: Die Zeiten, als der SGV als Kofferträger der Economiesuisse
fungierte, seien vorbei. Der Machtkampf wurde von den Medien allerdings relativiert,
weil die gegenseitige Abhängigkeit der Verbände offensichtlich war. Denn obwohl
Economiesuisse die Kampagnenführung bei den jüngsten Abstimmungen dem SGV
überliess, finanzierte sie zu grossen Teilen die Kampagnen und trug dadurch wesentlich
zu deren Erfolgen bei. Das mediale Fazit lautete: Für den SGV sind die Giftpfeile gegen
Economiesuisse identitätsstiftend, im Grunde wissen aber beide, dass es ohne den
Anderen nicht geht. 

Die SVP-Nähe des Gewerbeverbands fand nicht erst mit dem umstrittenen KMU-Rating
im Januar den Weg in die öffentliche Debatte: Mitte-rechts-Parteien monierten schon
länger, der SGV stehe unter zunehmendem Einfluss der SVP. Erste Hinweise gab es
2010: Jahrelang war der SGV von einem FDP-Vertreter präsidiert worden, bis 2010 mit
Bruno Zuppiger ein SVP-Nationalrat das Präsidium übernahm. Nach der politischen
Affäre Zuppiger und dessen Rücktritt sowohl als Nationalrat als auch als SGV-Präsident
konnte mit Jean-François Rime das Spitzenamt in SVP-Hand behalten werden. Es war
aber insbesondere die MEI, die Nährboden für Zweifel an der Unabhängigkeit des SGV
von der SVP bot. Zwar sprach sich der SGV an der Seite der restlichen
Wirtschaftsverbände im Vorfeld der Abstimmung klar gegen die Initiative aus, allerdings
büsste der Verband an Glaubwürdigkeit ein, weil Rime Mitglied des Initiativkomitees der
MEI war. Auch dass der SGV bei der Umsetzung der MEI den Alleingang antrat und nicht
eine gemeinsame Position mit den anderen Wirtschaftsverbänden vertrat, wurde auf
die SVP-Nähe des Verbands zurückgeführt. Direktor Hans-Ulrich Bigler, der selber im
Herbst des gleichen Jahres für die FDP in den Nationalrat gewählt wurde, widersprach
dieser Auslegung. Der Vorstand und die Gewerbekammer – das Parlament des SGV –
seien beide parteipolitisch breit abgestützt und ausgewogen mit Vertretern aller
wichtigen bürgerlichen Parteien besetzt, sagte er gegenüber der Sonntagszeitung. 58

Die Frage, wie die Volksinitiative „Gegen Masseneinwanderung“ der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbände auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschäft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Höchstzahlen ablehne und sich stattdessen für einen
„niederschwelligen“ Inländervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war für die Medien eine
Überraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nähe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezüglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern „keine grosse Opposition“ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter dafür ausgesprochen hätten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte für
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar befürworteten auch sie in einer
ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Möglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
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schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September für einen
„Inländervorrang light“ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Verträgen
kompatibel war. Man sei „erfreut“ über den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einführen
können solle – jedoch erfolglos, wie die endgültige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.
Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
um Präsident Heinz Karrer und Direktorin Monika Rühl Führungsschwäche vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschäft – einem Kerndossier von Economiesuisse –
eine Führungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resümierte etwa die NZZ. 59
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